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I. EINLEITUNG UND ÜBERSICHT 

Wie angekündigt setzte der Preisüberwacher 2016 seine 
Prioritäten bei den Preisen und Tarifen im Basisinfra-
strukturbereich. Einen weiteren Schwerpunkt setzte er 
bei den Preisen und Tarifen im Gesundheitssektor.  

Mit der Schweizerischen Post AG einigte sich der 
Preisüberwacher auf eine Verlängerung der im Januar 
2014 geschlossenen einvernehmlichen Regelung und 
damit auf ein Preismoratorium bis Ende 2017. Zusätzlich 
konnte eine Vereinbarung über ein Massnahmenpaket im 
Umfang von rund 12 Mio. Franken zu Gunsten der Post-
kundschaft getroffen werden. Zu diesen Massnahmen 
gehören die Senkung des Preises der SMS-Briefmarke, 
die Akzeptanz von Sendungen bis 5 cm Dicke als günsti-
gere Briefsendung (statt Paket) auch von Privaten, sowie 
der Versand von zwei Gratisbriefmarken an jeden 
Schweizer Haushalt. Handlungsbedarf sieht der Preis-
überwacher auf der gesetzgeberischen Ebene. Insbe-
sondere müssen die regulatorischen Spielregeln verbes-
sert werden, um überhöhte Preise aufgrund von Markt-
macht zu verhindern. 

Die von der Branche des öffentlichen Verkehrs für das 
Fahrplanjahr 2016/17 geplanten Tariferhöhungen von 
durchschnittlich 3 Prozent waren gemäss Berechnungen 
des Preisüberwachers überdimensioniert und hätten bei 
entsprechender Umsetzung gegen die laufende einver-
nehmliche Regelung verstossen, wonach im Wesentli-
chen nur eine Überwälzung der Trassenpreiserhöhung 
zulässig ist. Nach langen Verhandlungen einigten sich 
der Preisüberwacher und die Transportunternehmen des 
Direkten Verkehrs im September 2016 auf ein Preis- und 
Massnahmenpaket von rund 50 Mio. Franken für 2017, 
welches in erster Linie die überdurchschnittlich starken 
Preiserhöhungen bei den Generalabonnementen durch 
Rabatte kompensiert. 

Im Jahr 2013 hatte eine Untersuchung des Preisüber-
wachers gezeigt, dass der öffentliche Verkehr seit 1990 
gegenüber dem Privatverkehr in preislicher Hinsicht an 
Boden verloren hat. Gemäss der im Berichtsjahr vorge-
nommenen Aktualisierung dieser Analyse hat sich die 
Situation seither noch weiter Ungunsten des Schienen-
verkehrs entwickelt. Zu denken gibt vor allem, dass die 
Preisentwicklung im Bahnverkehr offensichtlich kaum 
durch Entwicklungen des wirtschaftlichen Umfelds wie 
die (Negativ-)Teuerung oder den Frankenkurs beein-
flusst wird. Die divergierende Preis- bzw. Kostenentwick-
lung bei der Wahl des Transportmittels steht auch im 
Widerspruch zu den Mobilitätszielen des Bundes, wel-
che auf einen grösseren Anteil des öffentlichen Verkehrs 
(Modal Split) ausgerichtet sind. 

Gemäss der laufenden einvernehmlichen Regelung mit 
den Hochdruck-Gasnetzbetreibern von Oktober 2014 
orientiert sich der durchschnittliche Kapitalzinssatz 
(WACC) für die Hochdruck-Erdgasnetze grundsätzlich 
an dem vom Bundesrat festgelegten WACC für Strom-
netze. Nachdem der Bundesrat im Dezember 2015 ent-
schieden hatte, Vorgaben für die Berechnung des 
WACC für Investitionen in Stromnetze in der Stromver-
sorgungsverordnung anzupassen, stellte sich die Frage, 
ob der WACC der HD-Gasnetzbetreiber entsprechend 
zu senken sei. Der Preisüberwacher einigte sich nach 
langen Verhandlungen mit der Gasbranche darauf, die 

strittige Bestimmung des Kapitalkostensatzes neu zu 
formulieren und den WACC für die Restlaufzeit der ein-
vernehmlichen Regelung in einer Zusatzvereinbarung 
festzulegen. Danach wird die Höhe des WACC in vier 
Schritten bis 2020 von aktuell 4.9 Prozent auf 4.23 Pro-
zent gesenkt.  

Der Bundesrat hat im vergangenen Jahr eine Botschaft 
zur Änderung des Fernmeldegesetzes angekündigt. 
Das ist grundsätzlich eine erfreuliche Nachricht, denn 
damit kann den technologischen Entwicklungen auf dem 
Telekommunikationsmarkt Rechnung getragen werden. 
So wird die momentan auf das Kupfernetz beschränkte 
Regulierung von einer technologisch neutralen Regulie-
rung abgelöst, wie dies der Preisüberwacher ausdrück-
lich empfohlen hatte. Allerdings geht die geplante Revi-
sion nicht weit genug, denn sie setzt eine für die Wett-
bewerbsstärkung auf dem Mobilfunkmarkt zentrale Mas-
snahme nicht um: die Regulierung des Zugangs zu den 
Netzen der Mobilfunkkonzessionäre (Salt, Sunrise, 
Swisscom) für die Anbieter ohne eigenes Netz. 

Im Hinblick auf die Erteilung der neuen Konzession ab 
2018 hat der Bundesrat den Inhalt der Grundversor-
gung in der Telekommunikation in der Fernmeldever-
ordnung angepasst. Dazu unterbreitete der Preisüber-
wacher dem Bundesrat eine Empfehlung. Darin kritisier-
te er, dass die Preisobergrenzen zu hoch angesetzt 
sind, um im ganzen Land ein erschwingliches Telekom-
munikationsangebot zu gewährleisten. Die Preisober-
grenzen von Fr. 23.45 (exkl. MWST) im Monat für den 
Telefonanschluss und von Fr. 55 (exkl. MWST) im Mo-
nat für den Telefonanschluss mit einem Internetzugang 
von 3 MBit/s Download-Übertragungsrate hätten ent-
sprechend der Preis- und Kostenentwicklung im Tele-
kommarkt gesenkt werden müssen. Angesichts der ho-
hen und weiterhin steigenden Bedeutung der Mobiltele-
fonie forderte der Preisüberwacher zudem, dass der 
Grundversorgungskonzessionärin für Anrufe vom Fest-
netz auf Mobiltelefone ebenfalls eine Preisobergrenze 
auferlegt wird. Die Beschränkung der Grundversorgung 
auf reine Festnetzanrufe ist eindeutig nicht mehr zeitge-
mäss.  

Im Bereich der Kehrichtverbrennung schloss der 
Preisüberwacher drei einvernehmliche Regelungen ab. 
Energie Wasser Bern (EWB) verpflichtete sich den 
Grundtarif für die Anlieferung von Siedlungsabfällen um 
10 Prozent von 140 Franken auf 126 Franken pro Tonne 
anzupassen. Mit SAIDEF SA wurde vereinbart, den 
Preis für die Behandlung von Abfällen der Aktionärsge-
meinden innerhalb von drei Jahren um mindestens 12 
Franken pro Tonne von 174 Franken auf maximal 162 
Franken pro Tonne im Jahr 2019 zu senken (alle Preise 
exkl. MWST). Mit der VADEC SA vereinbarte der Preis-
überwacher eine Verlängerung der 2013 abgeschlosse-
nen einvernehmlichen Regelung. Bis Ende 2018 bleibt 
der Aktionärspreis dieser Anlage damit unverändert bei 
180 Franken (exkl. MWST) pro Tonne. Ferner richtete 
der Preisüberwacher zahlreiche Empfehlungen zu den 
Kehrichtgebühren an die Gemeinden. Als Folge einer 
Intervention des Preisüberwachers verzichtete die Ener-
gie Wasser Bern schliesslich auf eine erhebliche Erhö-
hung der Preise für die Fernwärme aus der Kehricht-
verbrennungsanlage Bern-Forsthaus. Das Unternehmen 
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verpflichtete sich, die geplante Tarifänderung ertrags-
neutral umzusetzen. 

Im Finanzsektor erzielte der Preisüberwacher mit der 
PostFinance AG eine Vereinbarung über Preissenkun-
gen bei Transaktionen, welche mit der PostFinance Card 
an den Karten-Terminals durchgeführt werden. Insge-
samt sollten damit Preisreduktionen von mindestens 3,5 
Mio. Franken für 2017 und mindestens 4 Mio. Franken 
für 2018 erreicht werden. Bereits 2015 hat der Preis-
überwacher einen Bericht über die Bankkontogebüh-
ren publiziert. Diese Untersuchung zeigte, dass die 
Transfergebühren für Wertschriften und die Kontoauflö-
sungsgebühren dazu führen können, dass der Wettbe-
werb nicht uneingeschränkt spielt und die Mobilität der 
Kundinnen und Kunden einschränkt. Der Preisüberwa-
cher überwies im vergangenen Jahr dieses Dossier ans 
zuständige Staatssekretariat für Wirtschaft mit der Bitte 
zu klären, ob diese Art Gebühren vor der seit 2012 ver-
schärften Inhaltskontrolle von Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen gemäss Bundesgesetz gegen den unlaute-
ren Wettbewerb standhalten. 

Auf dem Gebiet des Gesundheitswesens beschäftigte 
sich der Preisüberwacher insbesondere mit den Spitä-
lern, den Medikamentenpreisen und den Preisen der 
Produkte der Mittel- und Gegenständeliste. Er unterzog 
die Behandlungsqualität der Schweizer Spitäler ei-
nem internationalen Vergleich mit anderen Ländern. Der 
Vergleich zeigt, dass die Behandlungsqualität unserer 
Kliniken noch Steigerungspotential aufweist. Das Kos-
tenniveau nimmt demgegenüber einen Spitzenplatz ein. 
Das Verhältnis zwischen Preis und Behandlungsqualität 
muss deshalb in den nächsten Jahren deutlich verbes-
sert werden. Über seine Methodik bei der Prüfung akut-
stationären Spitaltarifen publizierte der Preisüberwa-
cher einen Bericht. Diese Publikation gibt einen umfas-
senden Überblick zur Vorgehensmethodik der Preis-
überwachung bei der Prüfung von Spitaltarifen und zeigt 
auf, wie der Preisüberwacher die Anforderungen des 
Bundesverwaltungsgerichts hinsichtlich Benchmarking 
umsetzt. Gleichzeitig kann der Bericht Leistungserbrin-
gern, Kassen und der Judikative als Wegleitung bei der 
Festsetzung von angemessenen Spitaltarifen dienen. 
Die Anstrengungen in den vergangenen Jahren haben 
zu einer Dämpfung der Preise in dreistelliger Millionen-
höhe beigetragen.  

Der neueste Auslandpreisvergleich des Preisüberwa-
chers mit 20 umsatzstarken Wirkstoffen bestätigt, dass 
sowohl Generika als auch patentabgelaufene Origi-
nalmedikamente in der Schweiz viel teurer als im Aus-
land sind. Generika kosten in der Schweiz mehr als das 
Doppelte als im Durchschnitt von 15 europäischen Län-
dern, die patentabgelaufenen Originale sind ebenfalls 
beinahe 100 Prozent teurer. Diverse Regulierungsmass-
nahmen, wie namentlich die Einführung eines Festbe-
tragssystems, die jährliche Überprüfung aller Medika-
mentenpreise, die Anwendung des Prinzips der Kosten-
günstigkeit bei der Preisfestsetzung sowie ein Antrags- 
und Beschwerderecht für die Krankenversicherer und 
Patientenorganisationen sind dringend notwendig. 

Eine Studie der Preisüberwachung betreffend die wich-
tigsten Schweizer Lieferanten und Verteiler von Atemthe-
rapiegeräten zeigt, dass die Höchstvergütungsbeträge 

gemäss der sog. Mittel- und Gegenständeliste (MiGeL) 
häufig zu hoch angesetzt sind. Gestützt auf die Resultate 
für Atemtherapiegeräte aber auch basierend auf Analy-
sen zu anderen MiGeL-Produktegruppen aus den Jahren 
2003–2011 formulierte der Preisüberwacher verschiede-
ne dringende Massnahmen zur Anpassung der Vergü-
tungsmodalitäten. Namentlich sollten auch die Preise der 
Produkte der MiGeL jährlich überprüft und einem Aus-
landpreisvergleich unterzogen sowie eine generelle Ver-
gütungspflicht von selber im Ausland günstig bezogener 
Produkte eingeführt werden. 

Schliesslich war der Preisüberwacher auch im Land-
wirtschaftssektor aktiv. Agrarzölle führen zu höheren 
Preisen für importierte und indirekt auch für inländische 
landwirtschaftliche Erzeugnisse. Gemäss einer Analyse 
des Preisüberwachers belaufen sich die entsprechenden 
Mehrkosten auf der Produktions- und Grosshandelsstu-
fe insgesamt auf jährlich rund 3,2 Mia. Franken. Zusätz-
lich führt der Grenzschutz durch Zölle zu Reflexschäden. 
Er hat negative Effekte wie die Erhaltung von ineffizien-
ten Strukturen auf Grosshandelsstufe und eine preistrei-
bende Wirkung auf andere Produkte im Nearfood-
Bereich. Gemäss Preisüberwacher sollte deshalb ernst-
haft geprüft werden, ob die Zölle auf den Agrarprodukten 
nicht abzubauen und die einheimische landwirtschaftli-
che Produktion gegebenenfalls verstärkt durch Direkt-
zahlungen zu unterstützen sind. 
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II. AUSGEWÄHLTE THEMEN 

Nachfolgend wird eine Auswahl der wichtigsten im Ge-
schäftsjahr behandelten Themen vertieft dargestellt. 

 

1. Post - Einvernehmliche Regelung und Regulie-
rungsbedarf 

Der Preisüberwacher hat sich 2016 mit der Schweizeri-
schen Post AG nebst der grundsätzlichen Verlängerung 
der im Januar 2014 geschlossenen einvernehmlichen 
Regelung auf ein Massnahmenpaket im Umfang von 10 
– 12 Mio. Franken zu Gunsten der Postkundschaft geei-
nigt. Zu diesen Massnahmen gehören die Senkung des 
Preises der SMS-Briefmarke, die Akzeptanz von Sen-
dungen bis 5 cm Dicke als günstigere Briefsendung (statt 
Paket) auch von Privaten, sowie der Versand von zwei 
Gratisbriefmarken an jeden Schweizer Haushalt. Hand-
lungsbedarf identifizierte der Preisüberwacher auch auf 
der gesetzgeberischen Ebene. Spielregeln sind punktuell 
zu verbessern, um überhöhte Preise aufgrund von 
Marktmacht zu verhindern. 

1.1 Verlängerung der einvernehmlichen Regelung 
von 2014 

Der Preisüberwacher hatte sich 2014 mit der Schweizeri-
schen Post AG auf ein umfassendes Preis- und Mass-
nahmenpaket im Bereich der Brief – und Paketpost geei-
nigt. 1 Die vereinbarte Verlängerung dieser am 31. März 
2016 ausgelaufenen einvernehmlichen Regelung bedeu-
tet insbesondere, dass auf Preismassnahmen bei A- und 
B-Post-Briefen bis Ende 2017 verzichtet wird. Ebenfalls 
nicht erhöht werden die (Listen-) Preise der Pakete In-
land, Nachsendedienstleistungen Brief Privatkunden und 
Postfächer. 

1.2 Zusätzliche Preisentlastungen 

Neben der Weiterführung der im Januar 2014 geschlos-
senen einvernehmlichen Regelung konnte sich der 
Preisüberwacher mit der Schweizerischen Post AG auf 
weitere Massnahmen einigen. Hier profitiert die Kund-
schaft von Massnahmen im Umfang von 10 bis 12 Mio. 
Franken. Im Gegenzug hat die Schweizerische Post AG 
kleinere Anpassungen in Höhe von rund 2 Mio. Franken 
jährlich zu Lasten der Kundschaft zugestanden bekom-
men. Diese dienen vor allem der Harmonisierung des 
Angebots für Privat- und für Geschäftskunden. Zusätzlich 
vereinbart wurden folgende Massnahmen zugunsten der 
Kundschaft: 

 Standard- und Midibriefe (bis Format B5 und 250g) 
können gegen einen Formatzuschlag von Fr. 1.50 
pro Sendung für eine Dicke ab 20 mm bis max. 50 
mm anstatt wie bisher als Paket neu auch als Pri-
vate als Brief versendet werden. Ein Standardbrief 
A-Post mit einer Dicke von 3 cm kann neu z.B. zu 
Fr. 2.50 statt Fr. 9.00 versendet werden. 

 Die Post senkt den Preis der SMS-Briefmarke um 17 
% von Fr. 1.20 auf Fr. 1.00 per 1.1.2017. 

1 Vgl. www.preisueberwacher.admin.ch > Themen > Infrastruktur > 
Post > weiterführende Informationen > Einvernehmliche Regelun-
gen. 

 Die Post verschickt, voraussichtlich im zweiten 
Quartal 2017, eine Karte mit zwei Gratisbriefmarken 
à Fr. 1.00 Wert an jeden Haushalt (Gesamtwert rund 
8 Mio. Franken). 

 Die Post bietet den Privatkunden in den Monaten 
Juli 2017 bis Oktober 2017 über die Gratispostkarte 
pro 24 Stunden hinaus einen Rabatt von 30% für je-
de kostenpflichtige Postkarte an, die über die Post-
Card Creator App erstellt und verschickt wird.  

 Bei PostPac International, PRIORITY / ECONOMY 
und bei URGENT-Sendungen verzichtet die Post bei 
den Geschäftskunden auf die geplante Preise-
rhöhung von Fr. 3.00 auf Fr. 5.00 für jeden eingerei-
chten manuell ausgefüllten Frachtbrief. Zur Harmo-
nisierung des Angebots für Privat- und für Geschäf-
tskunden bezahlt neu jeder Privatkunde, der den 
Frachtbrief nicht selber elektronisch ausfüllt, sondern 
ihn am Schalter durch die Post ausfüllen lässt Fr. 
3.00 (anstatt wie geplant Fr. 5.00). 

Die einvernehmliche Regelung ist im Anhang zu diesem 
Jahresbericht publiziert. 

1.3 Regulierung 

Der Bundesrat hatte 2015 beschlossen, auf eine weitere 
Liberalisierung des Marktes zu verzichten und das 
Restmonopol bis auf weiteres beizubehalten. Damit ha-
ben die Anforderungen an die Regulierung grundsätzlich 
zugenommen. Handlungsbedarf identifizierte der Preis-
überwacher deshalb auch auf gesetzgeberischer Ebene. 
Aufgrund des Verzichts auf Liberalisierungsschritte sind 
die Spielregeln für die Post zu verbessern, um überhöh-
te Preise durch Marktmacht zu vermeiden.  

Die Kräfte des freien Marktes kommen nicht bei allen 
Produkten zum Tragen. Umso wichtiger ist es deshalb, 
dass von Seiten der Regulierung darauf hingearbeitet 
wird, dass die Schweizerische Post auch in Abwesenheit 
von verstärktem Wettbewerbsdruck immer effizienter 
wird. Die bedarfsgerechte Anpassung des Netzes ist ein 
wichtiger und richtiger Schritt. Auch muss die Wettbe-
werbssituation in den nicht reservierten Bereichen sehr 
genau analysiert werden, um Beeinträchtigungen des 
Markts zu verhindern. Die Post als netzwerkgeprägte 
Industrie zeichnet sich zum Beispiel durch ein grosses 
Mass an Gemeinkosten aus. Diese gilt es angemessen 
zu schlüsseln, ohne dass Produkte im Wettbewerbsum-
feld stark geschont werden. Auch das Thema Teilleis-
tungszugang hat mit der Beibehaltung des Restmono-
pols an Gewicht gewonnen. 

Der Anteil der Agenturen im Postannahmenetz kann als 
Indikator für die Bemühung des Unternehmens gewertet 
werden, seine Kosten zu senken. In vielen Ländern wie 
Grossbritannien, Deutschland, Schweden und den Nie-
derlanden wurden bereits vor Jahren im Zuge der Libe-
ralisierung und des daraus resultierenden Kostendru-
ckes grossmehrheitlich Agenturlösungen gesucht. Trotz-
dem wurden Zugangspunkte nicht ab- sondern ausge-
baut.  

Die Schweizerische Post unterhält aktuell ein sehr dich-
tes Netz mit verhältnismässig geringem Anteil an Agen-
turen. Sie übertrifft freiwillig die Erreichbarkeitsvorgaben 
des Grundversorgungsauftrags gemäss Postgesetz. Ein 

https://www.preisueberwacher.admin.ch/pue/de/home/themen/infrastruktur/post.html
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solches Vorgehen lässt darauf schliessen, dass aus 
Unternehmenssicht Vorteile bestehen, welche die Nach-
teile respektive die höheren Kosten der Erbringung zu 
kompensieren vermögen. Es drängt sich die Frage auf, 
in welchem Umfang der von der Post als defizitär aus-
gewiesene, nicht-produktführende Unternehmensbereich 
„Poststellen und Verkauf“ positiv zum Umsatz der Pro-
duktgruppen Briefpost, Postpaket und Finanzdienstleis-
tungen (PostFinance) beiträgt. Die landesweite Präsenz 
der Post mit Poststellen und Agenturen stellt nicht nur 
eine finanzielle Belastung für das Unternehmen dar, 
sondern ist auch ein zentraler Vertriebskanal für Produk-
te im Restmonopol, im Grundversorgungs- aber auch im 
Wettbewerbsbereich. Solange die Post etwa mit der 
vollen Anrechnung der von ihr geltend gemachten Zu-
satzkosten der Grundversorgung rechnen kann - unab-
hängig davon, ob diese in effizienter Form oder in der 
Grössenordnung der gesetzlich geforderten Mindestqua-
lität erbracht wurde - überwiegen wohl die Vorteile einer 
starken geografischen Präsenz und damit einhergehen-
den Markenbekanntheit.  

Die Schweizerische Post will nun in den kommenden 
Jahren fast die Hälfte ihrer 1‘400 Filialen schliessen bzw. 
in Agenturen umwandeln. Gleichzeitig plant sie, die An-
zahl Zugangspunkte insgesamt auszubauen. Das Be-
mühen, Kosten zu senken, ist aus Sicht des Preisüber-
wachers überfällig und muss sich nun auch in der Kos-
tensituation und Preisentwicklung widerspiegeln. 

2. PostFinance AG – Einvernehmliche Regelung 
betreffend die Transaktionsgebühren 

Der Preisüberwacher und die PostFinance AG haben 
sich auf eine Preissenkung bei Transaktionen, welche 
mit der PostFinance Card an den EFT / POS-Terminals 
durchgeführt werden, geeinigt. Insgesamt sollten damit 
Preisreduktionen von mindestens 3,5 Millionen Franken 
für 2017 und mindestens 4 Millionen Franken für 2018 
erreicht werden. Unternehmen mit einem jährlichen 
Transaktionsvolumen zwischen 10‘000 und 1‘000‘000 
profitieren von einer Preisreduktion um einen Rappen pro 
Transaktion. Kunden mit höheren Volumina als eine Mil-
lion Transaktionen pro Jahr haben die Möglichkeit, eine 
Senkung ihrer Gebühren mit der PostFinance AG indivi-
duell auszuhandeln. Die vereinbarten Massnahmen tre-
ten am 1. Januar 2017 in Kraft. 

In der zweiten Hälfte des Jahres 2015 hat der Preis-
überwacher die Transaktionspreise des bargeldlosen 
Bezahlens mit einer PostFinance Card an den Zahlungs-
terminals (EFT / POS ) am Verkaufspunkt im Detail ana-
lysiert. Diese Untersuchungen haben gezeigt, dass die 
Margen der PostFinance AG in diesem Geschäftsbe-
reich übermässig hoch sind. Basierend auf den Ergeb-
nissen dieser Analyse haben der Preisüberwacher und 
die PostFinance AG in den letzten Monaten eine Verein-
barung zur Senkung der Preise ausgehandelt, um Er-
tragsminderungen der PostFinance AG um mindestens 
3,5 Millionen Franken im Jahr 2017 und mindestens 4 
Millionen Franken im Jahr 2018 im Vergleich zu den 
Erträgen und dem Transaktionsvolumen des Jahres 
2014 zu erwirken. 

2 Electronic Funds Transfer at the Point Of Sale. 

Die wichtigsten Massnahmen dieser Regelung in Bezug 
auf die Preise sind folgende: 

 Unternehmen mit einem jährlichen Transaktionsvo-
lumen zwischen 10‘000 und 1‘000‘000 profitieren 
von einer Reduktion des Transaktionspreises um ei-
nen Rappen. 

 Kunden mit einem Transaktionsvolumen von mehr 
als einer Million pro Jahr haben die Möglichkeit, auf 
eigene Anfrage eine Preissenkung mit der PostFi-
nance AG individuell auszuhandeln.  

 Der Preis für die Unternehmen mit einem Volumen 
von weniger als 10‘000 Transaktionen pro Jahr 
bleibt unverändert bei 23 Rappen pro Transaktion. 

 Die Transaktionspreise bei Transaktionen mit Be-
trägen von weniger als 5 und 10 Franken bleiben 
unverändert bei jeweils 5 bzw. 10 Rappen pro 
Transaktion. 
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Anzahl der Transaktionen Listenpreise pro Transak-
tion bis 31.12.2016 

Neue Preise pro Transaktion 
per 1.1.2017 

10‘001 – 50‘000  CHF 0.23 CHF 0.22 

50‘001 – 100‘000 CHF 0.22 CHF 0.21 

100‘001 – 500‘000 CHF 0.21 CHF 0.20 

500’001 – 1'000’000 CHF 0.20 CHF 0.19 

 

 

 
Der Preisüberwacher wird ex-post Kontrollen durchfüh-
ren, um zu überprüfen, ob die für die Jahre 2017 und 
2018 geplanten Ertragsminderungen der PostFinance 
AG erreicht sind. Sollte dies nicht der Fall sein, ist die 
PostFinance AG verpflichtet, im Laufe des nächsten 
Jahres die Differenz mit zusätzlichen Preisreduktionen 
für Unternehmen mit einem Volumen von mehr als einer 
Million Transaktionen pro Jahr auszugleichen. 

Der vollständige Wortlaut dieser Regelung ist im Anhang 
zu diesem Jahresbericht publiziert. 

3. Öffentlicher Verkehr - Einigung über die Tarif-
massnahmen 2016/2017 

Die von der Branche für das Fahrplanjahr 2016/17 ge-
planten Tariferhöhungen von durchschnittlich 3 Prozent 
waren laut Berechnungen des Preisüberwachers über-
dimensioniert und verstiessen gegen die laufende ein-
vernehmliche Regelung. Nach langen Verhandlungen 
haben sich der Preisüberwacher und die Transportunter-
nehmen des Direkten Verkehrs im September 2016 des-
halb auf ein Preis- und Massnahmenpaket von rund 50 
Mio. Franken für 2017 geeinigt. Dabei werden in erster 
Linie die überdurchschnittlich starken Preiserhöhungen 
bei den Generalabonnementen kompensiert. 

3.1 Auslöser der Tarifmassnahmen 2016/2017 

Bereits 2013 war eine Trassenpreiserhöhung um 200 
Millionen Franken auf die Billettpreise überwälzt worden. 
Die Trassenpreisrevision 2017 in Höhe von 100 Mio. 
Franken (vgl. FABI-Vorlage) zeigte nun im Fahrplanjahr 
2016/2017 wiederum Auswirkungen auf die Tarife. Das 
zuständige Gremium der öV-Branche hatte im Februar 
2016 beschlossen, dass per Fahrplanwechsel vom 11. 
Dezember 2016 Tariferhöhungen von durchschnittlich 3 
Prozent differenziert über das gesamte Sortiment umge-
setzt werden sollten. Die einvernehmliche Regelung vom 
4. August 2014 zwischen Preisüberwacher und Branche 
ist noch bis Ende Fahrplanjahr 2016/17 in Kraft. Sie 
setzt Erhöhungen während dieser Laufzeit klare Gren-
zen. Laut dieser Regelung waren für das Fahrplanjahr 
2016/2017 Tarifmassnahmen vorzusehen, welche gera-
de zur Deckung der Trassenpreiserhöhung ausreichten. 

3.2 Preis- und Massnahmenpaket 

In der zweiten Zusatzvereinbarung zur Einvernehmli-
chen Regelung vom 4. August 2014 sind im September 
2016 - nach sehr intensiven mehrmonatigen Verhand-
lungen - Massnahmen im Umfang von rund 50 Millionen 
Franken vereinbart worden. Diese führten dazu, dass die 
von der Branche im Frühjahr 2016 beschlossenen Ta-
rifmassnahmen von durchschnittlich 3 Prozent 2017 zum 

Teil kompensiert wurden. Besitzerinnen und Besitzer 
von Generalabonnementen, welche mit einer Erhöhung 
von teilweise über 5 Prozent am stärksten betroffen wa-
ren, erhalten bei nahtloser Erneuerung automatisch ei-
nen Rabatt. Aus Gründen der technischen Umsetzbar-
keit kam dieser automatische Erneuerungsrabatt nicht 
ab dem 11. Dezember 2016, sondern ab dem 1. Februar 
2017 zum Tragen und gilt entsprechend für Nahtloser-
neuerungen bis und mit 31. Januar 2018. 

Der Preis der Junior-Karte wird vom 1. Februar 2017 bis 
31. Januar 2018 von 30 Franken auf 15 Franken hal-
biert. Die neu geschaffenen Mitfahrkarten kosten eben-
falls 15 Franken und sind an keine verwandtschaftliche 
Beziehung geknüpft. Damit kann ein Kind zwischen 6 bis 
und 16 Jahren in Begleitung des Inhabers der Karte in 
öffentlichen Verkehrsmitteln ein Jahr lang gratis mitzu-
reisen. Diese können damit auch von Tanten, Nachbarn 
oder Tagesmüttern etc. gelöst werden. Auch diese Kar-
ten sind zwischen dem 1. Februar 2017 und dem 31. 
Januar 2018 erhältlich. 

Zudem hat sich der Preisüberwacher in den Verhand-
lungen erfolgreich dafür eingesetzt, dass die 9-Uhr-Karte 
zum Halbtax sowie der Multitageskartenrabatt 6 für 5 
zum Fahrplanwechsle 2016/2017 hin doch nicht abge-
schafft werden. 

3.3 Massvoller Distanzzuschlag am Gotthard 

Der Abschnitt zwischen Castione TI und Altdorf UR soll-
te ursprünglich nach dem Willen der Schweizerischen 
Bundesbahnen (SBB) mit Inbetriebnahme des neuen 
Gotthard Basistunnels gegenüber der bestehenden 
Bergstrecke verteuert werden. Die Fahrt durch den Ba-
sistunnel wäre dann teurer geworden als über die Gott-
hard-Bergstrecke. Die SBB hat sich in der 2016 abge-
schlossenen zweiten Zusatzvereinbarung zur einver-
nehmlichen Regelung jedoch verpflichtet, lediglich einen 
massvollen Distanzzuschlag auf der Gotthard-
Basisstrecke zu erheben. Damit kommt es zu keiner 
Tariferhöhung gegenüber dem bisherigen Tarif auf der 
Gotthard-Bergstrecke. Abgesehen von den allgemeinen 
Tarifmassnahmen im Dezember 2016 wird diese Ver-
bindung von und ins Tessin auch mit dem Basistunnel 
damit nicht teurer. 

3.4 Ausblick 

Der Preisüberwacher und die Transportunternehmen 
des Direkten Verkehrs werden die Tarife ab Fahrplan-
wechsel 2017/2018 neu aushandeln. Dabei wird ein 
besonderes Augenmerk auf den Preis des Generala-
bonnements mit monatlicher Bezahlung und die sich 
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abzeichnende erneute Deckungslücke bei der Ausfinan-
zierung des öffentlichen Regionalverkehrs gelegt. Der 
Preisüberwacher hat die gesetzlich Aufgabe, die Ange-
messenheit der Fernverkehrstarife zu prüfen und bei 
einem Missbrauch zu intervenieren. Solange die Tarife 
des Fernverkehrs und des Regionalverkehrs direkt ge-
koppelt sind, setzt das Preisüberwachungsgesetz der 
Überwälzung von ungedeckten Kosten im Regionalver-
kehr auf die Passagiere klare Grenzen. Dieser Umstand 
dürfte bei den Verhandlungen in den kommenden Jah-
ren stark zum Tragen kommen. Die zweite Zusatzver-
einbarung ist im Anhang zu diesem Jahresbericht publi-
ziert. 

 

4. Entwicklung der Fahrkosten im Strassen- und 
Schienenverkehr 

Eine Untersuchung des Preisüberwachers aus dem Jah-
re 2013 hatte gezeigt, dass der öffentliche Verkehr seit 
1990 gegenüber dem Privatverkehr in preislicher Hin-
sicht an Boden verloren hatte. Seither haben sich die 
Unterschiede nochmals vergrössert. Der motorisierte 
Individualverkehr (MIV) hat seit 2013 von sinkenden 
Treibstoffpreisen sowie tieferen Neuwagenpreisen profi-
tiert und ist damit im Vergleich zur Teuerung sogar güns-
tiger geworden. Demgegenüber steigen die Preise der 
Bahn auch im Vergleich zur allgemeinen Teuerung wei-
ter stetig an. Dies zeigt die 2016 aktualisierte Analyse. 

Die erste Untersuchung aus dem Jahr 2013 war zum 
Schluss gekommen, dass die Fahrkosten des Strassen-
verkehrs sich seit 1990 teilweise sogar unter der allge-
meinen Teuerung entwickelten. Die Fahrkosten des 
Schienenverkehrs im Vergleich dazu stiegen in diesem 
Zeitraum stetig an. Betrachtet man die Preisentwicklung 
zwischen 2013 und 2016, hat sich die Situation seither 
sogar weiter deutlich verschärft. 

 

 

Abbildung 1: Relative Preis- bzw. Kostenentwicklung seit 1990 analog zur früheren Untersuchung der PUE bis 2013, aktualisiert für 2016 
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Der Schienenverkehr hat damit gegenüber dem Stras-
senverkehr seit 2013 erneut klar an Boden und an At-
traktivität verloren. Zu denken gibt vor allem, dass die 
Preisentwicklung im Schienenverkehr offensichtlich 
kaum durch Entwicklungen des wirtschaftlichen Umfelds 
wie die (Negativ-)Teuerung oder den Frankenkurs beein-
flusst wird. Die divergierende Preis- bzw. Kostenentwick-
lung bei der Transportmittelwahl steht im Widerspruch 
zu den Mobilitätszielen des Bundes, welche einen grös-
seren Anteil des öffentlichen Verkehrs (Modal Split) er-
warten.3 

Der öffentliche Regionalverkehr wird auch von den Ab-
geltungen der öffentlichen Hand getragen. Solange der 
Fernverkehr seine Kosten trägt, ist es damit eine politi-
sche Frage, ob man diese Entwicklung bremsen will. In 
den nächsten Jahren erwartet der Bundesrat weitere 
Kostensteigerungen im regionalen Personenverkehr. 
Diese werden mit der Ausweitung des Angebots auf-
grund der höheren Nachfrage sowie mit der Beschaffung 
von neuem Rollmaterial begründet. Soweit die höheren 
Kosten nicht ausschliesslich durch höhere Abgeltungen 
und Effizienzsteigerungen aufgefangen werden können, 
müsste die verbleibende Deckungslücke gemäss Bun-
desrat unter anderem auch durch Tariferhöhungen fi-
nanziert werden. Weder eine Stabilisierung noch eine an 
die Teuerung gekoppelte Entwicklung der ÖV-Tarife 
wären damit absehbar. Dies ginge zu Lasten der preisli-
chen Attraktivität des öffentlichen Verkehrs und damit 
wohl auch des Modal-Split-Anteils der Schiene. 

3
 Die Analyse ist abrufbar unter www.preisueberwacher.admin.ch > 

Dokumentation > Publikationen > Studien & Analysen > 2016. 

5. Erdgas - Durchleitungspreise für Hochdrucknet-
ze, Gasversorgungsgesetz 

Im Herbst 2016 konnte mit fünf Betreibern von Erdgas-
netzen im Hochdruckbereich erfolgreich eine Vereinba-
rung getroffen werden, die zu sinkenden Durchleitungs-
preisen führen wird. Aufgrund des anhaltend tiefen Zins-
niveaus haben sich die Netzbetreiber verpflichtet, ihre 
Tarifkalkulation anzupassen. Der kalkulatorische Zins-
satz, der die Höhe der Eigenkapitalrendite bestimmt und 
eine branchenübliche Verzinsung des Fremdkapitals 
sicherstellt, wird in den nächsten Jahren schrittweise 
gesenkt. Kritisch beobachtet der Preisüberwacher die 
Vorarbeiten zum geplanten Gasmarktgesetz. Er setzt 
sich für eine weiterhin schlanke Regulierung des Gas-
marktes ein, die auf den bestehenden Branchenreglun-
gen (Verbändevereinbarung) aufbaut und entsprechend 
rasch in Kraft gesetzt werden kann. 

5.1  Hochdruck-Erdgasnetze: Gestaffelte Senkung 
des Kapitalkostensatzes 

Aufgrund des historisch tiefen Zinsniveaus hat der Bun-
desrat am 4. Dezember 2015 entschieden, die Vorgaben 
für die Berechnung des Kapitalzinssatzes (WACC) für 
Investitionen in Stromnetze in der Stromversorgungs-
verordnung (StromVV) anzupassen. In der Folge hat das 
Eidgenössische Departement für Umwelt, Verkehr, 
Energie und Kommunikation (UVEK) den WACC für das 
Tarifjahr 2017 auf 3.83% festgelegt. 

Gemäss der einvernehmlichen Regelung zwischen den 
Hochdruck-Gasnetzbetreibern und dem Preisüberwa-
cher (nachfolgend Vereinbarungspartner) von Oktober 
2014 orientiert sich der durchschnittliche Kapitalzinssatz 
(WACC) für die Hochdruck-Erdgasnetze an dem vom 
Bundesrat festgelegten WACC für Stromnetze. Ein Zu-
schlag von 0.2 Prozentpunkten wurde aufgrund der vo-
raussichtlich fünfjährigen Dauer der einvernehmlichen 
Regelung gewährt. Im Resultat wurde ein WACC von 
4.9% für die Dauer der einvernehmlichen Regelung fest-
gesetzt. 

Aufgrund des Entscheids des Bundesrates von Dezem-
ber 2015 stellte sich die Frage, ob der WACC der HD-
Gasnetzbetreiber entsprechend anzupassen sei. Eine 
Einigung bezüglich der Auslegung der bestehenden 
einvernehmlichen Regelung konnte nicht gefunden wer-
den. Die HD-Gasnetzbetreiber machten im Rahmen der 
Verhandlungen geltend, für sie sei die Zinssenkung im 
analogen Strombereich nicht voraussehbar gewesen. 
Entsprechend hätten sie sich auch nicht darauf vorberei-
ten können.  

Um eine rechtssichere Situation zu schaffen und lang-
wierige gerichtliche Auseinandersetzung zu verhindern, 
einigten sich die unterzeichnenden Vereinbarungs-
partner darauf, die strittige Bestimmung des Kapitalkos-
tensatzes neu zu formulieren und den WACC für die 
Restlaufzeit der einvernehmlichen Regelung festzule-
gen. 

Die Höhe des kalkulatorischen Kapitalkostensatzes 
(WACC), der in die Berechnung der Netznutzungsentgel-
te der HD-Gasnetzbetreiber gemäss der Einvernehmli-

www.preisueberwacher.admin.ch
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chen Regelung vom Oktober 2014 einfliesst, wird nomi-
nal wie folgt festgelegt: 

 4.9 % vom 1.10.2016 bis 30.9.2017 

 4.7 % vom 1.10.2017 bis 30.9.2018 

 4.5 % vom 1.10.2018 bis 30.9.2019 

 4.23 % vom 1.10.2019 bis 30.9.2020 

Diese Einigung stellt eine Zusatzvereinbarung zur ein-
vernehmlichen Regelung von Oktober 2014 dar. Die 
Gültigkeitsdauer dieser Regelung wird um 9 Monate bis 
30.9.2020 verlängert, falls das geplante Gasversor-
gungsgesetz nicht vorher in Kraft tritt.4 

5.2  Gasversorgungsgesetz: Eine schlanke Rege-
lung ist hinreichend 

Der Netzzugang beim Erdgas ist in der Schweiz gesetz-
lich durch Art. 13 des Rohrleitungsgesetzes und durch 
die allgemeinen Normen des Kartellgesetzes und des 
Preisüberwachungsgesetzes gewährleistet. Die Verein-
barung zum Netzzugang beim Erdgas zwischen dem 
Verband der Schweizerischen Gasindustrie VSG sowie 
der Interessengemeinschaft Erdgas (IG Erdgas) und der 
Interessengemeinschaft Energieintensiver Betriebe (I-
GEB), die laufend weiterentwickelt wird, regelt die Ein-
zelheiten. Die Wettbewerbskommission (WEKO) hat sich 
intensiv mit dieser Verbändevereinbarung (VV) befasst 
und verschiedene Anpassungen empfohlen, die in die 
VV eingeflossen sind.  

Kartellrechtlich weiterhin problematisch ist die Regelung 
der VV, wonach nur Abnehmer von Prozessgas mit einer 
vertraglichen Transportkapazität des Netznutzers von 
minimal 150 Nm3/h netzzugangsberechtigt sind. Eine 
solche zwischen Verbänden vereinbarte Aufteilung des 
Gasmarkts in einen liberalisierten Teil und in einen Mo-
nopolbereich ist wettbewerbsrechtlich problematisch und 
könnte im Falle eines kartellrechtlichen Verfahrens eine 
Sanktion begründen. Es erstaunt deshalb nicht, dass 
sich heute sowohl die Gasbranche als auch die Indust-
riekunden für eine gesetzlich geregelte Öffnung des 
Gasmarkts aussprechen. Entsprechend hat der Bundes-
rat die Schaffung eines Gasversorgungsgesetzes in die 
Legislaturplanung 2015-2019 aufgenommen.  

Das mit den Gesetzgebungsarbeiten beauftragte Bun-
desamt für Energie (BFE) hat verschiedene Studien an 
externe Gutachter in Auftrag gegeben, um den gesetzli-
chen Regelungsbedarf zu evaluieren.5 Mit den Studien 
wurde eine sehr umfassende Auslegeordnung erstellt, 
die verschiedene, gesetzgeberische Optionen aufzeigen. 
Das BFE stellte sicher, dass die Anregungen und Inte-
ressen der Gasversorger und deren Eigentümer (Städte, 
Gemeinden), der Energiebranche, der Vertreter grosser 
und kleiner Konsumenten sowie der heute für die Gas-
regulierung zuständigen Behörden (WEKO und Preis-
überwacher) in den Studien abgehandelt wurden. Die 
Vielzahl der Vorschläge und Bemerkungen der Behör-
den- und Interessenvertreter hat dabei auch negative 
Auswirkungen. Werden alle Anliegen gewissenhaft be-

4
 Die Vereinbarung ist im Anhang zum Jahresbericht publiziert. 

5
 Die Studien sind auf der Website des BFE einsehbar, vgl. 

http://www.bfe.admin.ch/themen/00486/00488/06662/index.html?lan
g=de&dossier_id=06513. 

rücksichtigt, droht, dass für einen vorerst teilgeöffneten 
Markt mit einer überschaubaren Anzahl Akteure ein sehr 
umfassendes Regelwerk geschaffen wird, das punkto 
Umfang mit dem Stromversorgungsgesetz und den zu-
gehörigen Ausführungsbestimmungen vergleichbar ist. 
Für die Umsetzung und Kontrolle sind in erheblichem 
Umfang personelle Ressourcen bereitzustellen. Die Fra-
ge, ob für die Schweizer Gasnetze eine strommarktähn-
liche Regelungsdichte angestrebt werden soll, ist des-
halb zu stellen. 

Der Schweizer Gasmarkt unterscheidet sich in wichtigen 
Punkten vom Strommarkt: Die Schweiz verfügt kaum 
über eigene Gasvorkommen. Erdgas wird wie Erdöl in 
die Schweiz importiert. Eine eigene Versorgung muss im 
Gegensatz zum Strommarkt weder aufgebaut, reguliert 
noch geschützt werden. Weiter besteht für Erdgas kein 
landesweiter Versorgungsauftrag. Es wird dort angebo-
ten, wo es rentiert. Entsprechend ist keine bundesrecht-
liche Regelung der Gasgrundversorgung nötig. Schliess-
lich konkurriert der Energieträger Gas viel stärker mit 
anderen Energieträgern im Wettbewerb als Strom. Dies 
gilt sowohl für industrielle Anwendungen (Öl, Strom) als 
auch für Heizzwecke (Öl, Fernwärme, Holzschnitzel, 
Wärmepumpe u.a.). Dies diszipliniert das Verhalten der 
Gasversorger zumindest bis zu einem gewissen Grad. 
Nicht von der Hand zu weisen ist, dass das Importgut 
Gas über ein Leitungsnetz im Monopol verteilt wird. Be-
züglich des Netzes sind entsprechend die Preise und 
Nutzungsbedingungen im Auge zu behalten, was durch 
die Wettbewerbskommission und den Preisüberwacher 
jedoch bereits heute geschieht. Im Gegensatz zum 
Strom sind für Gas aber genügend Transportnetzkapazi-
täten vorhanden, die selbst bei stark steigender Nach-
frage ausreichen. Zudem reagiert ein Gasnetz auf uner-
wartete Schwankungen der Ein- und Ausspeisung weni-
ger sensibel als ein Stromnetz. Dies sind Gründe, die 
den gesetzlichen Regelungsbedarf deutlich verringern. 

Aus Sicht des Preisüberwachers besteht für den Bund 
deshalb grundsätzlich deutlich weniger Regelungsbedarf 
als für den Strommarkt. Zudem besteht mit der Verbän-
devereinbarung bereits eine funktionierende Regelung, 
mit der sich die WEKO intensiv auseinandergesetzt hat. 
Es ist einzig die Frage, wer vom freien Gasmarkt profitie-
ren darf, die zumindest für die Gasbranche die Notwen-
digkeit eines Gesetzes begründet. Beschränkt der Ge-
setzgeber den Netzzugang auf Grosskunden, wäre dem 
Anliegen der Branchen, aufgrund einer WEKO-
Verfügung nicht den Gesamtmarkt öffnen zu müssen, 
Rechnung getragen. Hierfür bräuchte es deshalb kein 
umfassendes neues Bundesgesetz. Eine Präzisierung 
von Art. 13 des Rohrleitungsgesetzes wäre aus Sicht 
des Preisüberwachers ausreichend.  

Der Preisüberwacher hat das Departement für Umwelt, 
Verkehr, Energie und Kommunikation deshalb ersucht, 
eine einfache Lösung für die Regelung des Zugangs zu 
Erdgasnetzen anzustreben. Mit der Energiestrategie 
2050 und dem mittelfristig angestrebten Übergang zu 
einer Lenkungssteuer für Energie, der Revision des 
Stromversorgungsgesetzes sowie der Liberalisierung des 
Strommarkts müssen in den nächsten Jahren bereits 
komplexe und umfassende Projekte den politischen Pro-
zess passieren. Eine schlanke und rasche Lösung für 
den Gassektor gestützt auf die bestehenden Regelungen 

http://www.bfe.admin.ch/themen/00486/00488/06662/index.html?lang=de&dossier_id=06513
http://www.bfe.admin.ch/themen/00486/00488/06662/index.html?lang=de&dossier_id=06513
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und eingespielten Prozesse dürfte auch unter diesem 
Gesichtspunkt einer langen Debatte mit unsicherem 
Ausgang vorzuziehen sein. Hinzukommt, dass aufgrund 
der vorgesehenen Kürzung der Bundesausgaben, die 
Schaffung von zusätzlichen Bundesaufgaben, die eine 
Aufstockung des Personaletats nach sich ziehen, aktuell 
besonders kritisch zu hinterfragen sind. 

 

6. Telekommunikation 

In Bezug auf die Regulierung des Fernmeldebereichs 
fanden 2016 zwei wichtige Ereignisse statt: Am 
23. September 2016 lancierte der Bundesrat die Revisi-
on des Fernmeldegesetzes (FMG) und am 
2. Dezember 2016 passte er die Grundversorgung in der 
Telekommunikation an. Der Preisüberwacher hat beide 
Ereignisse aufmerksam mitverfolgt. Zur Revision des 
FMG veröffentlichte er eine Stellungnahme und zu den 
Preisobergrenzen für die Grundversorgung unterbreitete 
er dem Bundesrat eine formelle Empfehlung. 

6.1 Revision des Fernmeldegesetzes (FMG) 

Die vom Bundesrat am 23. September 2016 lancierte 
Revision des FMG ist eine erfreuliche Nachricht, denn 
der Wettbewerb auf dem Telekommunikationsmarkt 
funktioniert nur teilweise und kann verbessert werden. 
Nach Auffassung des Preisüberwachers sollte die Revi-
sion insbesondere den technologischen Entwicklungen 
(Umstellung auf Glasfaser) Rechnung tragen, für die 
alternativen Anbieter den Zugang zu den Netzen der 
marktbeherrschenden Unternehmen verbessern und der 
Regulierungsbehörde die Intervention bei Kollusionen 
zwischen Betreibern ermöglichen. Das Mandat des Bun-
desrats zur Revision des FMG geht nach Meinung des 
Preisüberwachers aber nicht weit genug. 

Der Bundesrat hat sein Mandat zur Revision des FMG 
umfassend angepasst, nachdem die Ergebnisse der 
öffentlichen Vernehmlassung erschienen waren. So wird 
nunmehr die Revision, wie vom Preisüberwacher emp-
fohlen, nur in einer Etappe anstatt in zweien erfolgen. 
Damit will man insbesondere verhindern, dass das Ge-
setz rasch veraltet, wenn nur der Zugang zum Kupferlei-
tungsnetz geregelt wird, dessen Bedeutung kontinuier-
lich abnimmt. Die technologieneutrale Regulierung des 
Netzzugangs, die vor allem die diskriminierungsfreie 
Mitbenutzung der Glasfaser- und Mobilfunknetze der 
marktmächtigen Anbieter betrifft, wird daher nicht auf 
eine zweite hypothetische Gesetzesrevision vertagt. Die 
Regulierungsbehörde kann somit zur Intervention er-
mächtigt werden, sollte der Zugang zu den Netzen der 
marktbeherrschenden Unternehmen nicht reibungslos 
funktionieren. Dies gilt sowohl für die Glasfaser- als auch 
für die Mobilfunknetze. 

Der Preisüberwacher bedauert, dass die geplante Revi-
sion eine zentrale Massnahme zur Stärkung des Wett-
bewerbs auf dem Mobilfunkmarkt nicht umsetzt: die Re-
gulierung des Zugangs zu den Netzen der Mobilfunk-
konzessionäre (Salt, Sunrise, Swisscom) für die Anbieter 
ohne eigenes Netz (die sogenannten MVNO). Die Ge-
setzesrevision wäre die optimale Gelegenheit gewesen, 
die hohen Preise auf dem Mobilfunkmarkt wirksam zu 
bekämpfen. Gemäss Jahresbericht 2015 der Kommuni-

kationskommission (ComCom) bezahlten Nutzerinnen 
und Nutzer mit mittlerem Bedarf für einen durchschnittli-
chen Preiskorb mit Sprach- und Datenverbindungen im 
August 2015 in der Schweiz 8 Euro oder 40 Prozent 
mehr als im OECD-weiten Durchschnitt, wobei jeweils 
die kostengünstigsten Produkte der grössten Anbieter 
der einzelnen Länder berücksichtigt wurden. 

Weshalb die mobile Kommunikation in der Schweiz so 
teuer ist, ist weitgehend bekannt. Neben den höheren 
Kosten aufgrund der topgraphischen Beschaffenheit und 
der strengeren Umweltbestimmungen trug auch die spä-
te Öffnung des Schweizer Mobilfunkmarktes zu den 
hohen Preisen bei. Dieser Umstand verschaffte 
Swisscom einen Wettbewerbsvorteil und schwächte die 
Konkurrenz. Den Konkurrenten von Swisscom blieb 
nichts anderes übrig, als sich ihren Angeboten anzupas-
sen. Es gelang ihnen nicht, den stabilen Marktanteil von 
Swisscom von rund 60 Prozent ins Wanken zu bringen. 
In der EU liegt der Marktanteil der ehemaligen Monopo-
lanbieter dagegen durchschnittlich bei 40 Prozent. Infol-
ge dieser Starrheit der Kräfteverhältnisse ist der Wett-
bewerb nach wie vor schwach und die Preise bleiben 
hoch. 

Die Regulierung des Zugangs zu den Netzen der Mobil-
funkkonzessionäre würde den Wettbewerb beleben und 
für tiefere Preise sorgen. Im Gegensatz zu den anderen 
europäischen Ländern besetzen die MVNO in der 
Schweiz allerdings nur Marktnischen. Ihr Markteintritt in 
der Schweiz im Jahr 2005 war zwar vielversprechend, 
zumal er zu einer deutlichen Preissenkung führte. Diese 
machte gemäss dem Kostenindex für Mobilfunkdienste 
des Bundesamtes für Kommunikation (BAKOM) bei ei-
ner hohen Nutzung bis zu 35 Prozent aus. Durch eine 
Senkung der Zugangspreise, die die MVNO den markt-
beherrschenden Mobilfunkanbietern bezahlen, könnten 
erneut günstige Bedingungen für eine deutliche Redukti-
on der Endkundenpreise geschaffen werden. 

Eine Belebung des Wettbewerbs auf dem Mobilfunk-
markt durch die Regulierung der Zugangspreise für die 
MVNO würde sich auch auf die Roaming-Gebühren 
auswirken. Die Massnahmen, die der Bundesrat in sei-
ner Revisionsvorlage für das FMG im Bereich Roaming 
umsetzen will, gehen zwar in die richtige Richtung, wer-
den aber mit Sicherheit erst in ein paar Jahren zur An-
wendung kommen und sind an bestimmte Bedingungen 
geknüpft. Der Preisüberwacher ist dagegen der Mei-
nung, dass für die überhöhten Roaming-Gebühren sofort 
eine Regelung gefunden werden muss. Umso mehr, da 
die EU-Bürgerinnen und -Bürger dank der Einführung 
von Preisobergrenzen ab Mitte 2017 für Anrufe innerhalb 
der EU grundsätzlich überhaupt keine Roaming-
Zuschläge mehr werden bezahlen müssen. Laut den 
Zahlen für das 1. Quartal 2016 des Gremiums Europäi-
scher Regulierungsstellen für elektronische Kommunika-
tion (GEREK) wurde den Schweizerinnen und Schwei-
zern Ende 2015 für das Herunterladen von 1 Megabyte 
Daten durch Roaming innerhalb des EWR (Europäischer 
Wirtschaftsraum) durchschnittlich über siebenmal mehr 
belastet (0.388 Euro) als den EWR-Bürgerinnen und 
-Bürgern (0.053 Euro). Um diese überhöhten Tarife der 
Schweizer Anbieter abzuschaffen, muss der Wettbewerb 
durch die MVNO verstärkt oder eine Preisobergrenze für 
Roaming eingeführt werden. 
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Schliesslich hat der Bundesrat entgegen dem ersten 
Entwurf entschieden, am Modell des im FMG vorgese-
henen Verhandlungsprimats festzuhalten, obwohl dieses 
aus Sicht des Preisüberwachers eine der grossen 
Schwachstellen des aktuellen Gesetzes darstellt. So 
legitimiert das Gesetz mit diesem Modell Kollusionen 
zwischen Betreibern. Gestützt auf diese Regelung ha-
ben die Anbieter jahrelang Mobilfunkterminierungsge-
bühren vereinbart, die vermutlich deutlich über den ge-
setzlich vorgesehenen kostenorientierten Zugangsprei-
sen lagen, ohne dass die Regulierungsbehörde eingrei-
fen konnte. Aus Sicht des Preisüberwachers muss die 
ComCom nicht nur auf Klage hin, sondern auch von 
Amtes wegen einschreiten können, wenn ein marktbe-
herrschender Anbieter seine Mitbewerber diskriminiert 
oder überhöhte Zugangspreise für die Mitbenutzung 
seiner Infrastruktur verlangt. 

6.2 Grundversorgung in der Telekommunikation 

Der Bundesrat hat am 2. Dezember 2016 die in der Ver-
ordnung über Fernmeldedienste (FDV) geregelten Best-
immungen für die Grundversorgung in der Telekommu-
nikation angepasst. Diese Änderungen treten per 
1. Januar 2018 in Kraft. Auf dieses Datum hin wird auch 
die neue Konzession vergeben. Die Preisüberwachung 
hat eine Untersuchung zu den Preisobergrenzen der 
neuen Grundversorgungsangebote eröffnet und dem 
Bundesrat eine formelle Empfehlung unterbreitet. 

Ziel der Grundversorgung ist es, allen Bürgerinnen und 
Bürgern sowie Unternehmen im Telekommunikationsbe-
reich ein Grundangebot zur Verfügung zu stellen, das für 
das gute Funktionieren von Wirtschaft, Gesellschaft und 
Politik unseres Landes als Voraussetzung erachtet wird. 
Für dieses Angebot müssen zur Sicherstellung des Zu-
gangs und zum Schutz von Nutzerinnen und Nutzern in 
Regionen mit schlechter Versorgung erschwingliche 
Preisobergrenzen festgelegt werden. Die Festlegung 
von Preisobergrenzen im Bereich der Telekommunikati-
on ist allerdings ein heikles Unterfangen, und zwar auf-
grund der möglichen Auswirkungen auf den Wettbewerb 
in diesem besonders dynamischen Sektor. Die Preiskon-
trolle darf nur zu minimalen Marktverzerrungen führen. 
Die Preisobergrenzen sollten auch die Kosten des Kon-
zessionärs abbilden, um eine Monopolrente zu verhin-
dern, die eine aggressive Preispolitik in den Bereichen 
begünstigen könnte, in denen der Wettbewerb spielt. 

Der Preisüberwacher hat gemäss Artikel 14 des Preis-
überwachungsgesetzes (PüG) eine Untersuchung zu 
den Preisobergrenzen für die neuen Dienstleistungen 
der Grundversorgung (Art. 22 FDV) eröffnet. Diese 
Preisobergrenzen wurden im ersten am 
29. September 2015 in die Vernehmlassung gegebenen 
Anpassungsentwurf des BAKOM präsentiert. Gestützt 
auf seine Untersuchung hat der Preisüberwacher dem 
Bundesrat am 2. Februar 2016 eine formelle Empfeh-
lung unterbreitet. Darin riet der Preisüberwacher, auf das 
Vorhaben zur Bündelung von Anschluss und Anrufen ins 
nationale Netz zu verzichten. Diese Empfehlung hat das 
BAKOM im Anschluss an die öffentliche Anhörung in 
seinem angepassten Entwurf berücksichtigt. Ebenfalls 
empfohlen hat der Preisüberwacher eine Senkung der 
Preisobergrenzen für den Telefonanschluss und den 
Basisinternetzugang, um diese wie folgt den Marktprei-

sen anzunähern: Senkung des Preises für den Telefon-
anschluss und Begrenzung des Preises für Anrufe auf 
Mobilfunknetze auf 14 Rappen pro Minute; Senkung des 
Preises nur für den Internetanschluss auf 30 Franken 
pro Monat statt 45 Franken; und Senkung des Preises 
für den Internetanschluss mit einer Telefonnummer auf 
40 Franken pro Monat statt 55 Franken (alle Preise ohne 
MWST). Ausserdem soll die Situation alle zwei Jahre 
neu beurteilt werden. Der Bundesrat ist diesen Empfeh-
lungen nicht gefolgt. Hingegen wird die Preisobergrenze 
des Telefonanschlusses wie vom Preisüberwacher be-
reits zu einem früheren Zeitpunkt vorgeschlagen für 
private Haushalte nun zwei Gratiseinträge im Verzeich-
nis anstelle von einem umfassen. Somit kann Directories 
für einen Zusatzeintrag (z.B. für die Ehegattin bzw. den 
Ehegatten) künftig keine hohen Bearbeitungs- und Pub-
likationsgebühren mehr erheben. 

Die neue Grundversorgung sieht auch vor, dass die für 
analoge und digitale (ISDN) Anschlüsse verwendete 
Technologie (TDM-Technologie) zugunsten der IP-
Technologie (Internet Protocol) aufgegeben wird. Dies 
wirkt sich auf Notfalldienste wie Lift- und Notfalltelefone 
oder Alarmsysteme aus, die dank der TDM-Technologie 
über das Kupferkabel mit Strom versorgt werden. Der 
Preisüberwacher drückte in diesem Zusammenhang 
sein Bedauern darüber aus, dass für diese Dienstleis-
tungen keine Übergangsfrist vorgesehen ist. In diesem 
Sinne unterstützte er in den Grundzügen das Postulat 
16.3051 von Ständerat Joachim Eder und das Postulat 
16.3058 von Nationalrat Hans Egloff vom Frühling 2016 
zum Thema «Abschaltung der analogen Telefonan-
schlüsse. Auswirkungen auf die Lifttelefonie und andere 
Alarmsysteme». Diese Postulate beauftragen den Bun-
desrat, die Auswirkungen der Abschaltung der analogen 
Telefonanschlüsse auf Lifttelefone und andere Alarmie-
rungssystem zu prüfen und zu untersuchen, ob der 
Grundversorgungskonzessionär verpflichtet werden 
kann, den analogen Telefonanschluss auf Kunden-
wunsch und für eine begrenzte Frist von mindestens fünf 
Jahren weiter zu gewährleisten. Der Bundesrat hat zu 
diesem Thema am 2. Dezember 2016 einen Bericht 
publiziert. Er hält an seinem Beschluss fest, keine Über-
gangsfrist für die Abschaltung der analogen Telefonan-
schlüsse einzuführen. 

 

7. Behandlungsqualität und Kostenniveau von 
Schweizer Spitälern im Ländervergleich 

Die Preisüberwachung hat die Behandlungsqualität und 
das Kostenniveau von Schweizer Spitälern einem inter-
nationalen Vergleich mit anderen Ländern unterzogen. 
Dabei hat sich gezeigt, dass die Behandlungsqualität 
unserer Kliniken im Quervergleich noch Steigerungspo-
tential aufweist. Das Kostenniveau nimmt hingegen einen 
Spitzenplatz ein. Das Verhältnis zwischen Preis und Be-
handlungsqualität muss in den nächsten Jahren klar 
verbessert werden. 

Seit anfangs 2012 ist die neue Spitalfinanzierung in 
Kraft. Durch die Einführung einer nationalen Tarifstruktur 
(SwissDRG) soll neben verstärktem Preiswettbewerb 
und einer besseren Transparenz bei der Abrechnung 
und Kostenermittlung auch die Qualität von Spitalleis-
tungen verbessert werden. Bisherige Studien im Rah-
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men der Evaluation der neuen Spitalfinanzierung konn-
ten keinen spürbaren Einfluss der neuen Spitalfinanzie-
rung auf die Qualität aufzeigen, was mit der verhältnis-
mässig kurzen Zeitperiode seit deren Einführung be-
gründet wird.6 Neben der angesprochenen Evaluation 
interessiert die Qualität in Spitälern auch aus einer all-
gemeineren Perspektive. Die nachfolgenden Ausführun-
gen sollen einen sachlichen Beitrag zur Debatte über die 
Qualität der Schweizer Spitäler mit Bezug zu den Kosten 
liefern. 

In der Schweiz veröffentlichen das Bundesamt für Ge-
sundheit (BAG)7 und der nationale Verein für Qualitäts-
entwicklung in Spitälern und Kliniken (ANQ)8 Qualitäts-
indikatoren. Die Qualitätsindikatoren des BAG (Swiss 
Inpatient Quality Indicators, kurz: CH-IQI) werden aus 
bestehenden Daten (sog. Routinedaten) aus der Medizi-
nischen Statistik hergeleitet. Der wichtigste, vom BAG 
veröffentlichte Indikator zur Beurteilung der Qualität ist 
die Mortalität. Obschon die Mortalität den Endpunkt im 
gesamten Behandlungsprozess misst, sagt sie etwas 
über die Qualität der gesamten Prozesskette aus. Um 
aussagekräftige Resultate machen zu können, werden 
standardisierte Mortalitätsverhältnisse (SMR)9 berech-
net, damit unterschiedlichen Patientenstrukturen in den 
Spitälern Rechnung getragen wird. Im Gegensatz zu den 
Qualitätsindikatoren des BAG erhebt der ANQ eigens 
Daten zur Qualitätsmessung. Beispiele sind Befragun-
gen zur Patientenzufriedenheit oder Messungen von 
postoperativen Wundinfektionen. Aus Sicht der Preis-
überwachung müssen Qualitätsindikatoren dem Objekti-
vitätsprinzip genügen. Insbesondere Befragungen der 
Patientenzufriedenheit zur Behandlungsqualität erfüllen 
diese Eigenschaft nicht, da die Patientenzufriedenheit 
auch von anderen Faktoren (z.B. Freundlichkeit des 
Spitalpersonals) beeinflusst werden dürfte. 

In der Schweiz gibt es eine Reihe von Internetportalen, 
die Qualitätsvergleiche ermöglichen. Als Datenquellen 
dienen die obengenannten Qualitätsindikatoren des 
BAG und des ANQ. Eine Untersuchung von Saldo hat 
gezeigt, dass die Aussagekraft der Internetportale zum 
Vergleich der Behandlungsqualität nur beschränkt ist, da 
nicht alle Qualitätsindikatoren in allen Spitälern erfasst 
würden. Dies spricht dafür, dass bei der Erhebung der 
Qualitätsindikatoren noch Verbesserungspotential be-
steht, was die Nützlichkeit der Indikatoren und die Aus-
sagekraft der diesbezüglichen Vergleiche erhöhen wür-
de.10 

6 Die entsprechenden Studien zum Einfluss der neuen Spitalfinan-
zierung auf die Qualität von Spitalleistungen sind abrufbar unter 
https://www.bag.admin.ch/bag/de/home/service/publikationen/eval
uationsberichte/evalber-kuv/evalber-kvg-revision-spitfi/evalber-
qualitaet-stat-spitalleistung.html. 

7 Informationen und Dokumente zu den Qualitätsindikatoren des 
BAG sind abrufbar unter 
https://www.bag.admin.ch/bag/de/home/service/zahlen-
fakten/zahlen-fakten-zu-spitaelern/qualitaetsindikatoren-der-
schweizer-akutspitaeler.html. 

8 Informationen zum ANQ sind abrufbar unter 
http://www.anq.ch/anq. 

9 Die SMR ergeben sich aus dem Quotient der tatsächlichen Mortali-
tät und der erwarteten Mortalität. Ein Wert von grösser als 1 weist 
auf eine überdurchschnittliche Sterblichkeit hin, ein Wert von klei-
ner 1 hingegen auf eine unterdurchschnittliche Sterblichkeit. 

10 Vgl. Saldo vom 25. November 2015, „Spitalqualität: Im Internet nur 
Anhaltspunkte“, S. 44f. 

Für einen Vergleich der Behandlungsqualität in Schwei-
zer Spitälern zum Ausland können OECD-Daten heran-
gezogen werden. Die OECD publiziert z.B. Mortalitätsra-
ten, die den Anteil der über 45-jährigen Patienten mes-
sen, die aufgrund eines Herzinfarktes ins Spital eingetre-
ten sind und innerhalb von 30 Tagen gestorben sind. Für 
verschiedene OECD-Länder ergibt sich folgendes Bild: 

 

https://www.bag.admin.ch/bag/de/home/service/publikationen/evaluationsberichte/evalber-kuv/evalber-kvg-revision-spitfi/evalber-qualitaet-stat-spitalleistung.html
https://www.bag.admin.ch/bag/de/home/service/publikationen/evaluationsberichte/evalber-kuv/evalber-kvg-revision-spitfi/evalber-qualitaet-stat-spitalleistung.html
https://www.bag.admin.ch/bag/de/home/service/publikationen/evaluationsberichte/evalber-kuv/evalber-kvg-revision-spitfi/evalber-qualitaet-stat-spitalleistung.html
https://www.bag.admin.ch/bag/de/home/service/zahlen-fakten/zahlen-fakten-zu-spitaelern/qualitaetsindikatoren-der-schweizer-akutspitaeler.html
https://www.bag.admin.ch/bag/de/home/service/zahlen-fakten/zahlen-fakten-zu-spitaelern/qualitaetsindikatoren-der-schweizer-akutspitaeler.html
https://www.bag.admin.ch/bag/de/home/service/zahlen-fakten/zahlen-fakten-zu-spitaelern/qualitaetsindikatoren-der-schweizer-akutspitaeler.html
http://www.anq.ch/anq
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Abbildung 2: Mortalitätsrate von Herzinfarktpatienten (Quelle: Health at a Glance 2015; Pfeil markiert Wert für die Schweiz, auch in der nach-
folgenden Abbildung) 

 
Eine tiefe Mortalitätsrate spricht für eine gute Behand-
lungsqualität. Auf Basis der Daten aus dem Jahr 2013 
befindet sich die Schweiz im Mittelfeld verglichen mit 
anderen Ländern. Dieses Resultat lässt sich auch für 
andere Krankheitsbilder und Indikatoren (z.B. postopera-
tive Komplikationen) festhalten. 

Neben Qualitätsindikatoren weist die OECD auch Daten 
zu den Gesundheitsausgaben aus. Die nachfolgende 
Abbildung 3 zeigt die Gesundheitsausgaben pro Kopf: 
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Abbildung 3: Gesundheitsausgaben pro Kopf (in US Dollar, KK bereinigt, Quelle: Health at a Glance 2015) 

 
 

Des Weiteren gehört die Schweiz neben den Gesund-
heitsausgaben pro Kopf auch hinsichtlich des Wachs-
tums der Gesundheitsausgaben pro Kopf und dem Anteil 
der Gesundheitsausgaben am BIP zu den Spitzenrei-
tern. Die Spitalkosten bewegen sich aufgrund vorliegen-
der Daten der Krankenversicherer in die gleiche Rich-
tung wie die gesamten Gesundheitsausgaben.11 

Basierend auf den gemachten Ausführungen kommt der 
Preisüberwacher zu folgenden Schlüssen: 

1. Qualitätsmessungen sind wichtig. Kritiken zu beste-
henden Internetportalen in der Schweiz liefern Hin-
weise, dass die Qualitätsmessungen noch nicht op-
timal ausgestaltet sind und verbessert werden soll-
ten. 

2. Basierend auf den OECD-Daten scheint sich die 
Behandlungsqualität in der Schweiz nur im Mittelfeld 
zu befinden. Verschiedene Qualitätsindikatoren 
sprechen dafür. Angesichts der im OECD-
Ländervergleich durchschnittlichen Behandlungs-
qualität in unserem Land muss die Teilnahme an 
Qualitätsmessungen (z.B. des ANQ) zumindest für 
alle Spitäler und Praxisärzte so rasch wie möglich 
obligatorisch werden. 

3. Die OECD-Daten weisen hohe Gesundheitsausga-
ben für die Schweiz aus. Dies spricht dafür, dass die 
Behandlungsqualität und die Spitalkosten resp. Ge-
sundheitsausgaben nicht (direkt) zusammenhängen. 
Hohe Spitalkosten können somit nicht direkt mit ei-
ner hohen Behandlungsqualität gerechtfertigt wer-

11 Die diesbezüglichen Informationen sind beim BAG unter der Rubrik 
„Monitoring der Krankenversicherungs-Kostenentwicklung“ abrufbar: 
https://www.bag.admin.ch/bag/de/home/service/zahlen-
fakten/statistiken-zur-krankenversicherung/monitoring-zur-
krankenkassenkostenentwicklung.html. 

den. Oder in anderen Worten sind die Tarife in den 
Schweizer Spitäler gemessen an der gelieferten 
Qualität zu hoch. 

Der Originalbericht „Behandlungsqualität und Kostenni-
veau von Schweizer Spitälern im OECD-
Ländervergleich“ in deutscher Sprache ist abrufbar unter 
www.preisueberwacher.admin.ch > Dokumentation > 
Publikationen > Studien & Analysen > 2016. 

 

8. Alters- und Pflegeheime - Tarifsenkungen und 
systemische Empfehlungen 

Basierend auf Interventionen des Preisüberwachers wur-
den in einzelnen Heimen die Taxen gesenkt. Nach wie 
vor ist das System der Pflegefinanzierung aber miss-
brauchsanfällig. Zur Behebung der festgestellten Mängel 
hat der Preisüberwacher konkrete systemische Empfeh-
lungen formuliert. 

8.1 Resultate aus Einzelfallprüfungen 

Der Preisüberwacher konnte mit den Alterszentren Bä-
renmatt (Bremgarten) und Burkertsmatt (Widen) 2016 
eine einvernehmliche Lösung zur Korrektur überhöhter 
Preise finden. In einer mehrjährigen Untersuchung mit 
diversen Nachberechnungen konnte er schlussendlich 
aufzeigen, dass die Heime unplausible Kostenteiler ver-
wendeten, was zu hohen Preisen führte. Der Auslöser 
für die Untersuchung war eine Bürgermeldung aus dem 
Jahr 2012. 

Mit den betroffenen Heimen konnte vereinbart werden, 
die Aufenthaltstaxe (Pension/Betreuung) für das Jahr 
2014 rückwirkend um Fr. 10.- pro Aufenthaltstag zu sen-
ken und die entsprechenden Beträge an die Heimbe-

https://www.bag.admin.ch/bag/de/home/service/zahlen-fakten/statistiken-zur-krankenversicherung/monitoring-zur-krankenkassenkostenentwicklung.html
https://www.bag.admin.ch/bag/de/home/service/zahlen-fakten/statistiken-zur-krankenversicherung/monitoring-zur-krankenkassenkostenentwicklung.html
https://www.bag.admin.ch/bag/de/home/service/zahlen-fakten/statistiken-zur-krankenversicherung/monitoring-zur-krankenkassenkostenentwicklung.html
http://www.preisueberwacher.admin.ch/
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wohner zurückzubezahlen. Zusätzlich wird die Aufent-
haltstaxe für die Jahre 2016 und 2017 um je Fr. 5.- pro 
Aufenthaltstag gesenkt. Bereits zu viel bezahlte Beträge 
im 2016 werden an die Heimbewohner zurückvergütet. 
Ein Bewohner, der die gesamte Dauer vom 1. Januar 
2014 bis zum 31. Dezember 2017 eines der Heime be-
wohnt haben wird, profitiert somit von einer Vergünsti-
gung von insgesamt Fr. 7‘300.-. Rund Fr. 4‘700.- werden 
ihm für bereits bezahlte Aufenthaltstage zurückerstattet, 
der Rest von rund Fr. 2‘600.- entspricht der Senkung der 
Preise ab 1. August 2016. Bei kürzeren Aufenthaltsdau-
ern werden die entsprechenden Beiträge linear gekürzt; 
nur Kurzaufenthalte (Heimaufenthalte von maximal 8 
Wochen) werden - aus Gründen des Missverhältnisses 
zwischen Aufwand und Ertrag - von dieser Massnahme 
ausgenommen. Insgesamt betragen die Vergünstigun-
gen rund 1 Mio. Franken. 

Zudem wurde ein Rekurs gegen die Taxordnung 2014 
des Alters- und Pflegezentrums Wägelwiesen in Wallisel-
len gestützt auf ein Gutachten der Preisüberwachung 
vom Bezirksrat Bülach Ende 2015 gutgeheissen. Die 
Gemeinde hat 2016 die Taxen 2014 einer Neubeurtei-
lung unterzogen und schliesslich die Betreuungstaxen 
rückwirkend von Fr. 75.50 auf Fr. 54.00 um Fr. 21.50 pro 
Tag reduziert. Die Vergünstigungen betragen in diesem 
Fall insgesamt rund Fr. 750‘000.-. 

8.2 Systemische Empfehlungen 

Die erwähnten Untersuchungen haben einmal mehr ge-
zeigt, dass das System der aktuellen Pflegefinanzierung 
missbrauchsanfällig ist. Die festgestellten Mängel könn-
ten durch die Umsetzung nachfolgender Empfehlungen 
relativ einfach behoben werden: 

- Pflegebedarfserfassungssystem: Zurzeit wird der 
Pflegeaufwand in der Schweiz mit drei verschiede-
nen Systemen gemessen. Dies kann dazu führen, 
dass der Pflegeaufwand und damit die Beiträge der 
Krankenkasse an die Pflegekosten vom verwende-
ten System abhängen. Die PUE empfiehlt deshalb 
die Einführung eines national einheitlichen Systems 
auf Bundesebene. 

- Klare Abgrenzung der KVG-Pflege von anderen 
Leistungsbereichen (insbesondere Betreuung): 
Die KVG-Pflege ist nicht klar definiert, was eine Kos-
tenabgrenzung erschwert. Die PUE empfiehlt des-
halb die Einführung einer allgemein gültigen Tätig-
keitsliste der KVG-Pflege. 

- Qualitativ gute Kostenrechnungen inkl. Arbeits-
zeitanalysen: Die Pflegefinanzierung erfordert einen 
transparenten Kostenausweis mit einer korrekten 
Verbuchung der Kosten auf die einzelnen Leis-
tungsbereiche. Dies ist allerdings heute oft nicht der 
Fall. Die PUE empfiehlt deshalb eine neue bundes-
rechtliche Bestimmung zum Führen von Arbeitszeit-
analysen und erwartet von den Heimen, dass sie 
qualitativ gute Kostenrechnungen führen, die die 
Kostengegebenheiten präzis abbilden. 

- Restfinanzierung: Mit den bestehenden Bestim-
mungen im KVG kann nicht gesichert werden, dass 
die Kantone/Gemeinden die effektiven Restkosten 
eines Heims übernehmen – so wie es das KVG ei-
gentlich vorsieht. In der Praxis kommt es stattdessen 
oft vor, dass die Kantone zu tiefe Normkosten fest-

legen, die nicht den effektiven Kosten der einzelnen 
Heime entsprechen. Dies wiederum kann zur Folge 
haben, dass die Heime Kosten zulasten der Heim-
bewohner verschieben. Die PUE empfiehlt deshalb 
eine Präzisierung des KVG, damit eine volle Kos-
tenübernahme durch die öffentliche Hand gewähr-
leistet werden kann. 

Das Bundesamt für Gesundheit, die Kantone und die 
Heime haben sicherzustellen, dass es künftig nicht mehr 
zu ungerechtfertigten Mehrbelastungen der Heimbewoh-
ner kommt. 

 

9. Auslandpreisvergleich von Generika und patent-
abgelaufenen Originalmedikamenten 

Sowohl Generika als auch patentabgelaufene Original-
medikamente sind in der Schweiz viel teurer als im Aus-
land. Dies zeigt der Auslandpreisvergleich 2016 des 
Preisüberwachers mit 20 umsatzstarken Wirkstoffen. Die 
Preise der Generika sind in der Schweiz deutlich mehr 
als doppelt so teuer als im Durchschnitt von 15 europäi-
schen Ländern, die patentabgelaufenen Originale beina-
he. Diverse Regulierungsmassnahmen, wie die Einfüh-
rung eines Festbetragssystems, die jährliche Überprü-
fung aller Medikamentenpreise, die Anwendung des 
Prinzips der Kostengünstigkeit bei der Preisfestsetzung 
sowie ein Antrags- und Rekursrecht für die Krankenver-
sicherer und Patientenorganisationen sind zur Korrektur 
dieses Missstands dringend notwendig. 

Der Preisüberwacher hat im August 2016 die Publi-
kumspreise von 20 umsatzstarken Wirkstoffen (Original-
präparate sowie das jeweils günstigste zugehörige Ge-
nerikum) in der Schweiz und in 15 europäischen Län-
dern erhoben. 

9.1 Ergebnis des Auslandpreisvergleichs 

Die Resultate des Auslandpreisvergleichs der Generika 
werden in Abbildung 4 dargestellt. Das Schweizer Preis-
niveau wurde auf 100% normiert. Die Preisrelationen 
derjenigen Länder, welche das Bundesamt für Gesund-
heit (BAG) für die Festlegung der Preise der Original-
medikamente in der Schweiz verwendet, sind grau, die 
der übrigen Länder sind weiss abgebildet: 
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Abbildung 4: Auslandpreisvergleich Generika mit 15 europäischen Vergleichsländern 

 
In allen 15 Vergleichsländern sind die Generikapreise im 
Durchschnitt zwischen 15% und 92% günstiger als in der 
Schweiz. Durchschnittlich kostet das jeweils günstigste 
Generikum in den untersuchten Ländern nur 41% des 
Schweizer Preises. In der Schweiz sind Generika somit 
deutlich mehr als doppelt so teuer als in den 15 Ver-
gleichsländern. 

In Abbildung 5 sind die Resultate des Auslandpreisver-
gleichs der patentabgelaufenen Originalmedikamente 
ersichtlich. Die Farbgebung entspricht derjenigen von 
Abbildung 4: 

 

Abbildung 5: Auslandpreisvergleich patentabgelaufene Originalmedi-
kamente mit 15 europäischen Vergleichsländern 
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Im Durchschnitt der 15 Vergleichsländer kosten die pa-
tentabgelaufenen Originalmedikamente nur 57% des 
Schweizer Preises, also etwas mehr als die Hälfte. In der 
Schweiz sind somit die untersuchten patentabgelaufenen 
Originalmedikamente nahezu doppelt so teuer wie in den 
Vergleichsländern. In zwei Ländern (Dänemark und 
Deutschland) sind die Preise höher als in der Schweiz. In 
beiden Ländern gibt es allerdings ein Festbetragssystem, 
so dass die Krankenversicherer durch die hohen Preise 
der patentabgelaufenen Originalmedikamente nur wenig 
belastet werden. 

9.2 Notwendige Regulierungsmassnahmen 

Wie dieser Auslandpreisvergleich zeigt, sind die Schwei-
zer Preise durchschnittlich sehr viel höher als im Aus-
land. Deshalb sind diverse Regulierungsmassnahmen 
zur Korrektur dieses Missstands dringend angezeigt: 

(1) Rasche Einführung eines griffigen Festbetrags-
systems: Bereits am 19. Juni 2014 hat der Bundesrat 
angekündigt, dass er ein Festbetragssystem (auch Refe-
renzpreissystem genannt) einführen will. Alle patentab-
gelaufenen Originalmedikamente und Generika mit 
demselben Wirkstoff sollen in eine Gruppe eingeteilt 
werden. Es wird nur noch ein fixer Betrag (der soge-
nannte Festbetrag) pro Wirkstoff durch die Grundversi-
cherung vergütet und zwar auf Basis eines günstigen 
Generikums (nicht zwingend des Günstigsten). Dieser 
Festbetrag muss regelmässig angepasst werden und die 
Preisobergrenze muss ein Auslandpreisvergleich bilden. 
In einem solchen System haben Patienten verstärkt 
Anreize, günstige Präparate zu beziehen, die ihnen voll-
ständig vergütet werden. Für die Hersteller von Generika 
und von patentabgelaufenen Originalpräparaten kann es 
sich lohnen, ihre Preise auf oder unter den Festbetrag 
zu reduzieren, da so der Bezug für die Patienten attrak-
tiv ist (da sie keine zusätzliche Zuzahlung leisten müs-
sen). Die Wahlfreiheit für den Patienten bleibt bestehen. 
In Ausnahmefällen, welche von einem Arzt medizinisch 
zu begründen sind, soll die Grundversicherung ein teu-
res Generikum oder das Originalpräparat weiterhin be-
zahlen.  

(2) Gesamtüberprüfung aller Medikamentenpreise 
2017: Weder 2015 noch 2016 haben Preisüberprüfun-
gen stattgefunden Deshalb ist eine Gesamtüberprüfung 
2017 dringend angezeigt. Insbesondere auch, weil die 
allermeisten Medikamentenpreise noch immer auf einem 
Euro-Wechselkurs von deutlich über 1.20 EUR/CHF 
basieren.  

(3) Jährliche Überprüfung aller Medikamentenpreise 
ab 2018: Nach der Gesamtüberprüfung 2017 sollen 
auch ab 2018 jedes Jahr alle Medikamentenpreise über-
prüft werden. Nur so können die Vorgaben des Bundes-
gerichts12 und des Bundesgesetzes über die Kranken-
versicherung (KVG) bezüglich Wirtschaftlichkeit einge-
halten werden. 

(4) Abschaffung des Territorialprinzips und Vergü-
tung von im Ausland gekauften Medikamenten: Um 

12 Im Bundesgerichtsurteil vom 14. Dezember 2015 (9C_417/2015) 
steht, dass aufgrund von Art. 32 Abs. 2 KVG sichergestellt werden 
muss, „dass die Arzneimittel der SL die Kriterien von Abs. 1 (Wirk-
samkeit, Zweckmässigkeit, Wirtschaftlichkeit) jederzeit erfüllen“ 
(Erwägung 5.4.). 

weiteren Druck auf die überhöhten Schweizer Preise 
auszuüben, sollen Patienten mit einem Arztrezept für 
ihren Eigengebrauch auch Medikamente im Ausland 
selber einkaufen können und von der Grundversiche-
rung vergütet erhalten, falls das Medikament (bzw. ein 
Medikament mit demselben Wirkstoff) auf der Spezialitä-
tenliste steht und im Ausland günstiger ist. Patienten, 
welche aus Eigeninitiative Kosten sparen wollen, sollen 
so unterstützt werden. 

(5) Kostengünstigkeitsprinzip einhalten: Aufgrund 
des Kostengünstigkeits- und Wirtschaftlichkeitsprinzips 
im KVG muss der tiefere Wert aus Auslandpreisver-
gleich (APV) und therapeutischem Quervergleich (TQV, 
Vergleich mit ähnlichen Medikamenten in der Schweiz) 
den neuen Fabrikabgabepreis bestimmen. Dies soll 
auch im KVG präzisiert werden. Der TQV soll grundsätz-
lich auch mit Generika durchgeführt werden können, 
falls die Medikamente vergleichbar sind. 

(6) Vertriebsmargen senken und Fehlanreize korri-
gieren: Die Vertriebsmarge in der Schweiz ist zu hoch. 
Da sie preisabhängig ist, bietet sie Fehlanreize, welche 
zur Abgabe von teuren Medikamenten führen kann. Zur-
zeit wird die Verordnung, welche die Vertriebsmarge 
regelt, angepasst. Der Preisüberwacher erwartet vom 
Bundesrat, dass er das grosse Einsparpotential13 zu-
gunsten der Grundversicherung ausschöpft. 

(7) Länderkorb vergrössern: Die im BAG-Länderkorb 
enthaltenen Länder gehören bei den patentabgelaufe-
nen Originalmedikamenten zu den teuersten Europas. 
Es wäre deshalb sinnvoll, den Länderkorb um weitere 
Länder wie Italien, Spanien und Portugal zu erweitern. 

(8) Antrags- und Rekursrecht für Krankenversicherer 
und Patientenorganisationen: Zurzeit verfügen nur die 
Herstellerfirmen über ein Antrags- und Rekursrecht in 
Bezug auf Entscheidungen des BAG betreffend die kas-
senpflichtigen Medikamente. Es ist dringend angezeigt, 
dass auch Krankenversicherer und Patientenorganisati-
onen als Kostenträger dieselben Rechte erhalten wie die 
Pharmafirmen. 

(9) Massnahmen bei patentgeschützten Arzneimit-
teln: Auch bei neuen Medikamenten ist ein grosses 
Sparpotential vorhanden. So soll kein Innovationszu-
schlag mehr gewährt werden und es müssen Lösungen 
gefunden werden, um die neuen spezialisierten Medi-
kamente und Kombinationstherapien möglichst kosten-
günstig zu vergüten. 

Der Bericht „Auslandpreisvergleich von Generika und 
patentabgelaufenen Originalmedikamenten: Schweizer 
Preise deutlich überhöht – Diverse Regulierungsmass-
nahmen dringend angezeigt“ ist auf der Website der 
Preisüberwachung abrufbar unter 
www.preisueberwacher.admin.ch > Dokumentation > 
Publikationen > Studien & Analysen > 2016. 

13 Bereits im Juni 2010 hat die Preisüberwachung dem BAG eine 
Empfehlung zur Neugestaltung der Margen abgegeben und ein Ein-
sparpotential von mindestens 370 Mio. Fr. pro Jahr aufgezeigt. 
Santésuisse weist in seinem Margenvergleich 2016 sogar ein Ein-
sparpotential von jährlich 489 Mio. Fr. aus. 

http://www.preisueberwacher.admin.ch/
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10.  MiGeL - Anpassungsbedarf bei den Vergütungs-
modalitäten 

Gemäss einer Ende 2016 publizierten Medienmitteilung 
des Bundesamtes für Gesundheitswesens (BAG) werden 
per Anfang 2017 verschiedene Höchstvergütungsbeträge 
(HVB) in der Mittel- und Gegenständeliste (MiGeL) ge-
ändert. Das gilt unter anderem auch für die HVB für den 
Kauf von Atemtherapiegeräten. Eine neue Studie der 
Preisüberwachung bei den wichtigsten Schweizer Liefe-
ranten und Verteilern derartiger Geräte bestätigt, dass 
einige der diesbezüglichen Höchstvergütungsbeträge zu 
hoch angesetzt und deshalb dringend zu überarbeiten 
sind. Der Preisüberwacher begrüsst diesen ersten vom 
BAG angekündigten Schritt in Form der angekündigten 
Änderungen bei den Kaufpreisen. Er empfiehlt gleichzei-
tig aber eine möglichst baldige Korrektur der HVB für die 
Gerätemiete und die rasche Durchführung eines vertief-
ten Auslandpreisvergleichs, um so innert nützlicher Frist 
wieder zu angemessenen Preisen zu gelangen. 

10.1 Wachstum des Marktes für Atemtherapiegeräte 

Bei der Untersuchung geht es um zwei Arten von 
Atemtherapiegeräten, die von Patientinnen und Patien-
ten zu Hause verwendet werden: (1) die nCPAP-Geräte 
zur Behandlung von Schlafapnoe und (2) die Geräte für 
die mechanische Heimventilation. Der Markt für 
Atemtherapiegeräte wächst in der Schweiz zurzeit ra-
sant. Die Zahl der Personen, die solche Geräte zu Hau-
se benützen, ist in den letzten fünf Jahren um 77 Pro-
zent (nCPAP) bzw. um 47 Prozent (mechanische Heim-
ventilation) gestiegen. Der immer häufigere Einsatz die-
ser kostspieligen Behandlungsmethode hat finanzielle 
Folgen für die Schweizer Krankenversicherungen. 

10.2 Überhöhte Höchstvergütungsbeträge für 
nCPAP- und Heimventilationsgeräte 

Die Ergebnisse unserer Untersuchung zeigen, dass die 
HVB für den Kauf und die Miete von nCPAP- und Heim-
ventilationsgeräten zu hoch angesetzt sind. Auf dem 
Schweizer Markt sind insbesondere dank der Lungenliga 
Geräte zu Preisen zu finden, die deutlich unter den HVB 
liegen. Die Lungenliga Schweiz ist eine nichtgewinnori-
entierte Organisation, die den Patientinnen und Patien-
ten eine grosse Anzahl Geräte zur Verfügung stellt und 
Rabatte von bis zu 40 Prozent des HVB erhält. Noch 
markanter ist der Unterschied zwischen dem Marktpreis 
und dem HVB im internationalen Vergleich. Eine grosse 
Auswahl von nCPAP-Geräten ist übers Internet im Aus-
land für einen Drittel des Schweizer HVB erhältlich, 
sprich rund 600 Franken weniger als der Verkaufspreis 
der Lungenliga Schweiz (1597 Franken). Zusätzliche 
Informationen sind der folgenden Abbildung zu entneh-
men. 
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Abbildung 6: Vergleich der durchschnittlichen Verkaufspreise von nCPAP-Geräten (inkl. Befeuchter) in der Schweiz und im Ausland (in CHF, ohne 
MWST; MiGeL-Position: 14.11.02.00.1). Vergleich von vier in der Schweiz, in Deutschland und in Frankreich angeboten Modellen. (*) Daten nur 
für drei Modelle. Quelle: Berechnungen PUE 

 
Obwohl eine Kaufoption in der MiGel vorgesehen ist, 
werden in Realität die Atemtherapiegeräte von den Ver-
sicherten fast ausschliesslich gemietet. Wir beobachten, 
dass die von den Krankenversicherern mit den Abgabe-
stellen und Lieferanten verhandelten Miettarife, je nach 
Gerät und Mietdauer, für nCPAP-Geräte bis zu 26 Pro-
zent und für Heimventilationsgeräte sogar rund 60 Pro-
zent unter den offiziellen HVB liegen. 

Diese neue Studie des Preisüberwachers zeigt somit 
einmal mehr, dass die HVB der MiGeL zu hoch ange-
setzt sind. Was ist zu tun? 

10.3 Empfehlungen der Preisüberwachung 

Um die Kosten der obligatorischen Krankenpflegeversi-
cherung im Bereich der medizinischen Mittel und Ge-
genstände zu senken, müssen ähnliche Anreize gesetzt 
werden, wie sie auf einem Wettbewerbsmarkt bestehen. 
Gestützt auf die Resultate aus der Untersuchung des 
Schweizer Marktes für Atemtherapiegeräte aber auch 
von Analysen zu anderen MiGeL-Produktegruppen aus 
den Jahren 2003–2011 empfiehlt die Preisüberwachung 
folgende Massnahmen für die gesamte MiGeL14: 

(1) Jährliche Anpassung der in der MiGeL festge-
setzten Höchstvergütungsbeträge (HVB) auf Basis 
eines internationalen Preisvergleichs: Die aktuellen 
HVB müssen gestützt auf einen internationalen Preis-
vergleich unbedingt an die Marktrealität angepasst wer-

14 Siehe auch: Recommandations concernant la liste des moyens et 
appareils LiMA der Preisüberwachung von 2011 (nur auf Franzö-
sisch verfügbar) und Aktuelle Forderungen des Preisüberwachers im 
Bereich MiGeL von 2016. Beide Dokumente sind auf der Internetsei-
te des Preisüberwachers abrufbar unter: Themen > Gesundheitswe-
sen > Medizinische Hilfsmittel > Weiterführende Informationen. 

den. Die in der MiGeL festgesetzten HVB sind jährlich 
neu zu evaluieren, um die reale Marktsituation möglichst 
optimal abzubilden und angemessen und zeitnah auf 
unerwünschte Marktveränderungen reagieren zu kön-
nen, beispielsweise infolge von Wechselkursschwan-
kungen oder aufgrund einer neuen, viel günstigeren 
Technologie. 

(2) Sofortige Korrektur der Höchstvergütungsbeträ-
ge für den Kauf und die Miete von nCPAP- und 
Heimventilationsgeräten: Die Preisüberwachung emp-
fiehlt eine möglichst baldige Korrektur der HVB für den 
Kauf und die Miete von nCPAP- und Heimventilationsge-
räten (siehe Tabellen 8 und 9 im vollständigen Bericht). 
Bei den Atemtherapiegeräten sollte vor allem die Tarif-
festsetzung untersucht und gegebenenfalls angepasst 
werden, damit sie sich auch für Langzeitmieten eignet. 
Denn wenn die Versicherten, die heute eine Behandlung 
mit einem Atemtherapiegerät beginnen, relativ jung sind 
und sich langfristig für diese Behandlungsmethode ent-
scheiden, werden sie sie über viele Jahre fortsetzen. Bei 
den jetzigen Tarifen wäre der Kauf eines Geräts schon 
vor dem dritten Mietjahr günstiger als die Miete. Gleich-
zeitig müsste eine zusätzliche Regel eingeführt werden, 
damit Patientinnen und Patienten, die ihr Mietgerät nach 
einigen Monaten erwerben wollen, beim Kauf den be-
reits bezahlten Mietpreis abziehen können. 

(3) Integration der Verträge zwischen Krankenversi-
cherern und Abgabestellen für Mittel und Gegen-
stände in den gesetzlichen Rahmen der KVG-
Tarifverträge gemäss Artikel 46 KVG: Unsere Unter-
suchung zeigt, dass über Verträge zwischen Kranken-
versicherern oder Abgabestellen und Lieferanten von 
Atemtherapiegeräten im Vergleich zum HVB der MiGeL 

2139 2061 1597 1883 1366 1018 921 
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Einsparungen von 40–60 Prozent möglich sind. Deshalb 
müssen diese Verträge in den gesetzlichen Rahmen der 
KVG-Tarifverträge integriert werden, womit es auch kei-
nen Widerspruch zum Kartellgesetz (KG) mehr gäbe. So 
entstünde für die Krankenversicherer ein stärkerer An-
reiz für Sammelkäufe und die Aushandlung von günsti-
geren Verträgen. Auf diese Weise könnten die Kosten 
der Obligatorischen Krankenpflegeversicherung (OKP) 
im Zusammenhang mit der Abgabe von medizinischen 
Mitteln und Gegenständen deutlich gesenkt werden. 
Ausserdem sollten die in diesen Verträgen ausgehandel-
ten Tarife berücksichtigt werden, um die HVB der MiGeL 
für das Folgejahr zu bestimmen. Diese Massnahme 
würde den Markt beleben. Der zeitliche Abstand zwi-
schen dem Inkrafttreten der ausgehandelten Tarife und 
der Festlegung der neuen HVB würde es den betroffe-
nen Krankenversicherern erlauben, ein Jahr lang von 
ihrem Wettbewerbsvorteil (tieferer Preis) zu profitieren, 
was für sie einen Anreiz zur Aushandlung solcher Ver-
träge schafft. 

(4) Einführung einer generellen Vergütungspflicht für 
im Ausland günstig gekaufte Mittel und Gegenstän-
de: Um den Wettbewerb auf dem Schweizer Markt – 
und das nicht nur im Bereich der Atemtherapiegeräte − 
auf sehr effiziente Art anzukurbeln, wäre es entschei-
dend, dass im Ausland (z.B. über das Internet) günstig 
gekaufte Mittel und Gegenstände von der sozialen Kran-
kenversicherung vergütet werden. Ohne diese Mass-
nahme werden tiefere HVB nicht automatisch eine ent-
sprechende Senkung der Preise auf dem Schweizer 
Markt bewirken. 

(5) Grössere Preistransparenz und bessere Preisin-
formationen für die Versicherten: Die Lieferanten von 
Atemtherapiegeräten und die Abgabestellen sollten nicht 
nur einen einzigen Preis angeben dürfen, wenn dieser 
Preis zusätzlich zum eigentlichen Geräte das Einweg-
verbrauchsmaterial sowie weitere Zusatzdienstleistungen 
(Erklärung, Beratung, Reparatur usw.) umfasst. Die Prei-
se für diese zusätzlichen Elemente müssen zwingend 
separat ausgewiesen werden, damit für die Patientinnen 
und Patienten eine grössere Transparenz in Bezug auf 
die Behandlungskosten gewährleistet ist. Darüber hinaus 
sollte für Ärztinnen und Ärzte sowie Abgabestellen die 
Pflicht eingeführt werden, verschiedene Modelle von 
verschiedenen Lieferanten vorzuführen und die Patien-
tinnen und Patienten über die entsprechenden Preise zu 
informieren. Auf diese Weise wären die Patientinnen und 
Patienten optimal in der Lage, sich für ihr Wunschgerät 
samt weiteren möglichen Dienstleistungen zu entschei-
den. Um schliesslich die Preistransparenz zu verbessern, 
sind auch die Bestimmungen der Preisbekanntgabever-
ordnung (PBV) umzusetzen. Diese gilt nämlich auch für 
die Produkte der MiGeL. 

Der vollständige Bericht „Atemtherapiegeräte: nCPAP-
Geräte zur Behandlung von Schlafapnoe und Geräte für 
die mechanische Heimventilation. Untersuchung des 
Schweizer Marktes und Auslandpreisvergleich“ ist auf 
der Website der Preisüberwachung unter folgendem 
Link abrufbar: www.preisueberwacher.admin.ch > Do-
kumentation > Publikationen > Studien & Analysen > 
2016. 

 

11. Grenzschutz bei landwirtschaftlichen Produkten: 
Jährliche Mehrkosten von über 2 Mia. Franken 

Die Agrarzölle führen zu höheren Preisen für importierte 
und indirekt auch für inländische landwirtschaftliche Er-
zeugnisse. Die entsprechenden Mehrkosten belaufen 
sich gemäss Berechnungen des Preisüberwachers auf 
der Produktions- und Grosshandelsstufe auf jährlich rund 
2,6 Mia. Franken für inländische und rund 0,6 Mia. Fran-
ken für importierte Produkte. Daraus ergibt sich eine 
kumulierte rechnerische Mehrbelastung für die Konsu-
menten von rund 3,2 Mia. Franken jährlich. Zusätzlich 
führt der Grenzschutz durch Zölle zu Reflexschäden: Er 
hat negative Effekte wie die Erhaltung von ineffizienten 
Strukturen auf Grosshandelsstufe und eine preistreiben-
de Wirkung auf andere Produkte im Nearfood-Bereich. 
Aus volkswirtschaftlicher Sicht sollte deshalb in Betracht 
gezogen werden, die Zölle auf den Agrarprodukten ab-
zubauen und bei Bedarf die einheimische landwirtschaft-
liche Produktion verstärkt durch Direktzahlungen zu un-
terstützen. 

11.1 Ziele der Untersuchung und methodisches 
Vorgehen 

Zölle bewirken eine Verteuerung von Importgütern. Das 
primäre Ziel von Importzöllen besteht allerdings nicht 
darin, Importe zu verteuern, sondern die inländischen 
Produzenten - hier namentlich Landwirte - zu schützen. 
Diese können dank des Grenzschutzes ihre Erzeugnisse 
im Inland zu höheren Preisen verkaufen als in einer 
Marktordnung ohne Zölle. Im Rahmen dieser Untersu-
chung wird versucht, die damit verbundene Mehrbelas-
tung der Konsumenten bei den wichtigsten inländischen 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen sowie bei allen land-
wirtschaftlichen Importgütern zu ermitteln. Hierzu wur-
den die Preise für Importgüter mit den Preisen der ent-
sprechenden inländischen Güter verglichen.15 Aus 
Gründen der Datenverfügbarkeit konnte mehrheitlich nur 
die kumulierte Mehrbelastung der Konsumenten der 
beiden Stufen Produktion und Grosshandel ermittelt 
werden (Grossistenpreisvergleich). Die Verteilung der 
rechnerisch ermittelten Mehrbelastung auf die beiden 
Stufen war nicht Gegenstand dieser Untersuchung. 

11.2 Ergebnisse 

Für die in der nachfolgenden Tabelle 1 namentlich er-
wähnten landwirtschaftlichen Erzeugnisse wurden detail-
lierte Berechnungen zur Mehrbelastung der Konsumen-
ten erstellt. Diese Produkte sind für rund 70% der Werte 
zu Erzeugerpreisen verantwortlich; 70% der Erlöse der 
Schweizer Produzenten bzw. Landwirte entfallen damit 
auf diese Produkte. Für die weiteren Produkte wurden 
Schätzungen vorgenommen.  

Die Zollerträge auf den im Detail untersuchten Produk-
ten (siehe Tabelle 1) beliefen sich im Untersuchungsjahr 
2012 auf rund 232 Mio. Franken. Die Zollerträge auf 

15 Damit gehen wir vorerst implizit von der Annahme aus, dass der 
gesamte Preisunterschied zwischen ausländischen und inländi-
schen Produkten auf den Zollschutz zurückzuführen ist. Der auf den 
ersten Blick einfachere Weg über den Zollsatz, multipliziert mit der in 
der Schweiz verkauften Menge funktioniert insb. deshalb nicht, weil 
bei vielen Produkten über den Jahresverlauf keine einheitlichen 
Zollsätze gelten und die zu den jeweils geltenden Zollsätzen in Ver-
kehr gebrachten Mengen nicht eruiert werden können. 

http://www.preisueberwacher.admin.ch/
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allen landwirtschaftlichen Erzeugnissen beliefen sich im 
selben Jahr auf rund 612 Mio. Franken, verteilt auf rund 
65‘000 Zolltarifnummern. Die drei zollertragsstärksten 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse sind für knapp einen 
Fünftel der Zollerträge verantwortlich (Fr. 119 Mio. Fran-
ken): Es sind dies Rot-, Weiss- und Schaumwein. Rot- 
und Weisswein fanden Eingang in unsere Untersuchung, 
weil die Werte zu Erzeugerpreisen bei diesen Produkten 
relativ hoch ausfallen. Die zehn zollertragsstärksten 
Erzeugnisse sind für rund einen Drittel der Zollerträge 
(203 Mio. Franken) verantwortlich.16  

Weit höher fällt die Zusatzbelastung der Konsumenten 
aus, welche Zölle indirekt bei den inländischen Erzeug-
nissen zeitigen. Wir haben eine jährliche Rente von rund 
2,6 Mia. Franken ermittelt. Zusammen mit der Zollbelas-
tung auf den importierten Produkten von rund 0,6 Mia. 
Franken ergibt sich eine kumulierte Mehrbelastung der 
Konsumenten auf der Produktions- und Grosshandels-
stufe von rund 3,2 Mia Franken. Zu welchem Teil die 
Produzenten und zu welchem Teil die Grosshandelsstu-
fe von dieser Rente profitieren, war nicht Gegenstand 
dieser Abklärungen. 

16 Dazu gehören beispielsweise auch Eier, Schweinefleisch und Wei-
zen.  
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Rotwein 92'428'411 35'315'418 127'743'829

Weisswein 21'172'175 28'150'386 49'322'561

Rindfleisch 31'938'620 397'743'780 429'682'400

Kalbfleisch 560'926 217'999'940 218'560'866

Schweinefleisch 34'399'043 309'048'187 343'447'230

Geflügel 13'484'057 n.V. 1) 13'484'057

Tafeläpfel 950'738 141'929'194 142'879'932

Kirschen 60'122 3'653'082 3'713'203

Aprikosen 483'978 7'194'079 7'678'057

Zwetschgen 189'678 3'203'753 3'393'431

Erdbeeren 213'401 24'218'747 24'432'148

Tomaten 1'630'522 54'947'961 56'578'483

Karotten 480'884 12'805'529 13'286'413

Nüsslisalat 122'842 42'647'131 42'769'973

Butter 353'886 122'190'651 122'544'537

Konsummilch 22'790 85'500'728 85'523'518

Rahm 112'654 58'040'341 58'152'995

Speisekartoffeln 1'288'538 35'816'434 37'104'972

Brotgetreide 12'052'268 69'603'614 81'655'882

Futtermais 4'474'156 13'390'557 17'864'713

Futtergerste 1'850'915 13'921'060 15'771'975

Eier 13'627'561 62'730'000 76'357'561

Berücksichtige Produkte 231'898'165 1'740'050'571 1'971'948'736

Weitere Produkte 379'949'563 813'652'560 1'193'602'124

Total 611'847'728 2'553'703'132 3'165'550'860  

Tabelle 1: Mehrbelastung der Konsumenten durch Zölle bei den wichtigsten landwirtschaftlichen Produkten in Fr., 20122 

1) keine ausländischen Produzentenpreise verfügbar 
2) Bei den Früchten und beim Gemüse (inkl. Kartoffeln, aber ohne die Futtergetreidearten) betreffen die Angaben in der Spalte „Verteuerung der 

inländischen Produktion“ nicht nur die Produktionsstufe, sondern auch den Grosshandel 

 
11.3 Auslegung und Interpretation der Daten 

Die hier für die einzelnen Produkte rechnerisch ausge-
wiesenen Preisdifferenzen auf Stufe Produktion oder 
Grosshandel (Tabelle 1) stellen einen approximativen 
Wert dar. Unser rechnerisches Ergebnis überschätzt 
tendenziell aufgrund verschiedener Effekte die effektiven 
Mehrbelastungen der Konsumenten durch den Zoll-
schutz. Zwei Ursachen scheinen dabei vor allem ins 
Gewicht zu fallen: Zum einen die höhere Zahlungsbe-
reitschaft der Konsumenten für inländische landwirt-
schaftliche Erzeugnisse und zum andern die Tatsache, 
dass die Beseitigung von Zöllen nicht zwingend zu einer 
entsprechenden Vergünstigung der Importe führen wür-
de. Oftmals gelingt es Importeuren Güter ausländischer 
Herkunft in der Schweiz aufgrund der hier höheren 
Kaufkraft zu höheren Preisen abzusetzen als im Aus-
land. Die ausgewiesene Verteuerung der inländischen 

Produkte (Tabelle 1) durch den Grenzschutz in der Höhe 
von rund 2,6 Mia. Franken wird damit möglicherweise in 
einem nicht ganz zu vernachlässigenden Ausmass 
überschätzt. Daneben bestehen weitere Ursachen für 
Unschärfen so dass wir sicherheitshalber von einer 
durch Zölle auf Agrarprodukten hervorgerufene Preiswir-
kung im Umfang von rund 2 bis 3 Mia. Franken spre-
chen. 

11.4 Folgen des Zollschutzes 

Die Zölle im Landwirtschaftsbereich führen in Form hö-
herer Preise zu einer Zusatzbelastung der Konsumenten 
von 2-3 Mia. Franken. Die relativ hohen Preise landwirt-
schaftlicher Erzeugnisse, die zu einem grossen Teil 
durch den Grenzschutz bedingt sind, beeinflussen zu-
dem das Preisniveau anderer Produkte, die im selben 
Rahmen gekauft werden. Zu denken ist hier beispiels-
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weise an Kosmetika und Körperpflegeprodukte, die 
ebenfalls im Detailhandel erworben werden. Deren Prei-
se orientieren sich an einem Warenkorb, der auch land-
wirtschaftliche Produkte umfasst. Damit tragen die relativ 
teuren Lebensmittel dazu bei, dass Markenprodukte im 
sogenannten Nearfood-Bereich in der Schweiz ebenfalls 
vergleichsweise teuer sind.17 

Die Differenzen zwischen inländischen und ausländi-
schen Konsumentenpreisen stellen weiter eine Ursache 
für den beobachteten Einkaufstourismus dar. Die Diffe-
renzen bei den Lebensmittelpreisen zwischen der 
Schweiz und den Euroländern belaufen sich gemäss 
einer aktuellen Studie von Eurostat im Durchschnitt zu 
den Euro-Ländern auf 70% und im Vergleich zu den 
Nachbarländern auf 72% (D), 61% (F) und 47% (A).18 
Bedeutende landwirtschaftliche Erzeugnisse, wie na-
mentlich auch Getreide, stellen zudem Inputfaktoren für 
die Landwirtschaft dar. Deren hohen Preise sind wiede-
rum wesentliche Kostentreiber in der Produktion von 
tierischen Erzeugnissen (Fleisch, Eier, Milch). Dies mag 
mindestens teilweise erklären, weshalb die Preise für 
inländische Fleischprodukte höher sind als im Ausland: 
Namentlich zahlen wir im Detailhandel gemäss der Eu-
rostat-Untersuchung mehr als das Zweieinhalbfache für 
Fleischprodukte als im Durchschnitt der Euro-Länder. 
Die bereits sehr hohe mittlere Überteuerung bei Nah-
rungsmitteln von gut 70 % wird damit beim Fleisch noch 
einmal sehr deutlich übertroffen.  

Der Agrarschutz erweist sich zudem für Branchen wie 
den Tourismus, das Gastgewerbe oder die Lebensmittel-
industrie, für welche die landwirtschaftlichen Erzeugnis-
se wichtige Vorleistungen darstellen, als Wettbewerbs-
nachteil im Verhältnis zu ausländischen Anbietern.  

Ausserdem erschwert die protektionistische Landwirt-
schaftspolitik den Abschluss von für die Exportwirtschaft 
wichtigen Freihandelsabkommen.  

Ebenfalls fallen durch den Zollschutz administrative Kos-
ten an. Diese entstehen einerseits bei der Zollverwaltung 
und beim Bundesamt für Landwirtschaft, andererseits 
aber auch bei den Importeuren, denen der Verzollungs-
prozess einen zusätzlichen Aufwand generiert.19 Selbst 
ein sehr tiefer Zollansatz stellt deshalb ein Handels-
hemmnis dar, das den Preiswettbewerb im Inland ten-
denziell reduziert. Der regulatorische Aufwand allein für 
Importeure von landwirtschaftlichen Gütern dürfte sich 
dabei auf rund 30 Mio. Franken pro Jahr belaufen.  

Zölle bedeuten somit eine beachtliche Belastung der 
Konsumenten. Wie so oft bei regulatorischen Eingriffen 
in die freie Marktwirtschaft treten sie ausserdem mit 
Nebeneffekten auf, die grundsätzlich unerwünscht sind. 
So können etwa die Verpackungs- und Handelsindustrie 
vom Zollschutz mitprofitieren: Vorliegend kann nicht 
abgeschätzt werden, welcher Anteil der Preisüberhö-

17 Preisüberwachung (2012): Frankenstärke und Preise. 
18http://ec.europa.eu/eurostat/statisticsexplained/index.php/Comparativ

e_price_levels_for_food,_beverages_and_tobacco#Main_statistical_
findings. 

19 Schätzungen Preisüberwacher, gestützt auf Meier, H.; Liechti, D. 
(2014): „Im Bereich Zollabfertigung sind einfachere Verfahren und 
Kostenreduktionen möglich“, in „Die Volkswirtschaft“ 1/2-14 und auf 
Mengenangaben der Oberzolldirektion. 

hung tatsächlich wie gewünscht den Produzenten und 
welcher Anteil unerwünschterweise der vor- oder nach-
gelagerten Stufe zugutekommt. Es könnte sich dabei 
aber um einen wesentlichen Teil handeln, welcher ins-
besondere im Handel versickert. 

Bereits aus diesem Grund sollte ernsthaft in Erwägung 
gezogen werden, die Zölle auf den Agrarprodukten ab-
zuschaffen und die einheimische Produktion gegebenen-
falls mit andern Instrumenten zu unterstützen. Volkswirt-
schaftlich gesehen liesse sich die einheimische Produk-
tion unterstützt durch Direktzahlungen günstiger finan-
zieren, weil in diesem Fall der Handel von der Markt-
abschottung nicht mitprofitiert. Anders formuliert: würde 
derselbe Betrag in Direktzahlungen investiert, hätten die 
Landwirte mehr davon. Hinzu kommt, dass durch den 
Abbau solcher Zölle auch exportorientierte Branchen, 
die sich mit einem erheblich erstarkten Schweizer Fran-
ken konfrontiert sehen, profitieren könnten. Schliesslich 
darf nicht vergessen werden, dass die einheimische 
Produktion durch die Präferenz der Konsumenten für 
inländische Agrargüter und die damit verbundene höhe-
re Zahlungsbereitschaft geschützt wird. Auch mit dem 
Wegfall des Agrarschutzes werden Preisdifferenzen 
zwischen ausländischen und inländischen Produkten 
bestehen bleiben, was zu deren Finanzierung beiträgt. 

Der Bericht „Die Wirkung des Grenzschutzes auf die 
Preise von landwirtschaftlichen Erzeugnissen“ kann auf 
der Homepage www.preisueberwacher.admin.ch > Do-
kumentation > Publikationen > Studien & Analysen > 
2016 abgerufen werden. 

 

12.  Notariatstarife 

Nachdem die Preisüberwachung die für die Beurkundung 
von Immobilientransaktionen von Notarinnen und Nota-
ren erhobenen Tarife in den Kantonen Waadt und Genf 
untersucht hatte, konnte sie aufzeigen, dass deren Kun-
dinnen und Kunden massive Preissteigerungen hinneh-
men mussten. Zurückzuführen ist dies auf die in diesen 
zwei Kantonen seit der letzten Revision der Notariatstari-
fe 1996 − also vor 20 Jahren − stark gestiegenen Immo-
bilienpreise. Gestützt auf die Ergebnisse dieser Untersu-
chung hatte der Preisüberwacher dem Staatsrat der Re-
publik und des Kantons Genf sowie dem Staatsrat des 
Kantons Waadt konkrete Empfehlungen zukommen las-
sen. Der Kanton Waadt hat einen Teil dieser Empfehlung 
befolgt und seine Tarife im Jahr 2016 gesenkt. 

Da die Gebühren für Immobilientransaktionen in den 
Kantonen Genf und Waadt in Promille des Transaktions-
werts berechnet werden, hängen sie vollumfänglich von 
den Immobilienpreisen ab. Wenn die Gebühren stark 
ansteigen, muss daher bei der Tarifskala angesetzt wer-
den. Nur so lässt sich ein unverhältnismässiger Anstieg 
der Rechnung der Kundinnen und Kunden für die er-
brachte Dienstleistung vermeiden. 

12.1 Revision der Notariatstarife im Kanton Waadt 

Im Kanton Waadt war seit dem 1. Januar 1997 die ge-
mäss dem «Tarif des honoraires dus aux notaires pour 
des opérations ministérielles» (TNo) geltende Tarifskala 
in Kraft. Die Untersuchung der Preisüberwachung hatte 
ergeben, dass die Einnahmen der Notarinnen und Notare 

http://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php/Comparative_price_levels_for_food,_beverages_and_tobacco#Main_statistical_findings
http://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php/Comparative_price_levels_for_food,_beverages_and_tobacco#Main_statistical_findings
http://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php/Comparative_price_levels_for_food,_beverages_and_tobacco#Main_statistical_findings
http://www.preisueberwacher.admin.ch/
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für die gleiche Dienstleistung seit damals gestiegen wa-
ren − und zwar nicht nur am Genferseebecken, wo der 
Markt überhitzt war, sondern auch in den Regionen mit 
dem geringsten Preisanstieg wie La Broye oder Yver-
don20. Der Staatsrat des Kantons Waadt hat schliesslich 
an seiner Sitzung vom 13. Januar 2016 eine Änderung 
der oben erwähnten Tarifbestimmungen genehmigt und 
folgte damit der Empfehlung der Preisüberwachung vom 
21. Mai 2014. Die Tarifskala für Transaktionswerte von 
100 000 Franken bis 1 Mio. Franken wurde gesenkt. 
Dank dieser Anpassung sind die Gebühren der Notarin-
nen und Notare für Immobilientransaktionen nun teilwei-
se um bis zu 16 Prozent tiefer. Der Staatsrat trug auf 
diese Weise dem Umstand Rechnung, dass die Immobi-
lienpreise effektiv gestiegen sind und der Mittelstand 
immer mehr Mühe hat, Eigentum zu erwerben. 

12.2  Notariatstarife im Kanton Genf 

Da der Kanton Waadt die Notariatsgebühren für Immobi-
lienverkäufe inzwischen reduziert hat, sind die von den 
Genfer Notarinnen und Notare für diese Dienstleistung 
im freiberuflichen Notariat verrechneten Tarife nun mit 
Abstand die höchsten (siehe auch Abbildung unten). 
Deshalb wandte sich der Preisüberwacher mit seinen 
Empfehlungen von 2014 erneut an den Genfer Staatsrat 
und forderte diesen auf, die Notariatstarife für Immobili-
entransaktionen um mindestens 50 Prozent zu senken 
und einen Maximaltarif festzulegen. Dies würde den 
Notarinnen und Notaren erlauben, auch tiefere Gebüh-
ren zu verrechnen. Zunächst lehnte es der Staatsrat ab, 
überhaupt auf die Angelegenheit einzutreten. Später 
verwies er auf ein mit der Notariatskammer geplantes 
Gespräch, in dem über die Einführung eines Maximalta-
rifs anstelle des aktuell geltenden verbindlichen Tarifs 
diskutiert werden sollte. Mit einem solchen System, das 
im Aargau und im Tessin bereits zur Anwendung kommt, 
könnten die vom Immobilienwert abhängigen Tarif-
schwankungen bei Immobilientransaktionen verringert 
werden. In einem Schreiben vom 5. Dezember 2016 hat 
der für das Sicherheits- und Wirtschaftsdepartement 
zuständige Genfer Staatsrat Pierre Maudet die Preis-
überwachung nun informiert, dass er nicht auf seinen 
Entscheid zurückkommen und die Notariatstarife nicht 
anpassen werde. Zur Einführung eines Maximaltarifs 
nahm er allerdings nicht Stellung. 

Die nachfolgende Abbildung zeigt einen Vergleich der in 
den Westschweizer Kantonen für Immobilienverkäufe 
geltenden Notariatstarife. Die Differenz von über 
4000 Franken für den Verkauf einer Immobilie im Wert 
von 2 Mio. Franken zwischen dem Kanton Waadt (Ge-
bühren von 4375 CHF) und dem Kanton Genf (Gebüh-
ren von 8450 CHF) sollte auch in Genf zu denken ge-
ben. 

 

20 Die von Wüest & Partner gesammelten Marktpreise sind nicht nach 
Kantonen aufgeschlüsselt, sondern nach Regionen gemäss BFS 
(MS-Regionen). Wir haben mehrere Regionen ausgewählt. Darunter 
die Region La Broye, die einen Teil des Kantons Freiburg umfasst 
und wo gemäss den verfügbaren Daten von Wüest & Partner der 
preisgünstigste Wohnraum zu finden ist. 
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Abbildung 7: Vergleich der Notariatstarife für Immobilienverkäufe 

 

12.3 Fazit 

Es ist erfreulich, dass der Kanton Waadt die Notariatsta-
rife aufgrund der Untersuchungen der Preisüberwa-
chung angepasst hat. Bedauerlich ist hingegen, dass die 
Empfehlung zur Einführung eines Maximaltarifs nicht 
befolgt wurde. Die Problematik des geltenden Ad-
valorem-Systems, bei dem die Gebühren in Promille des 
Transaktionswerts berechnet werden und daher bei ei-
ner Verteuerung der Immobilienpreise unberechtigter-
weise ebenfalls steigen, wurde damit nicht behoben. Mit 
Maximaltarifen könnten die Notarinnen und Notare 
selbst entscheiden, ob sie tiefere Gebühren verrechnen 
und damit den für die Tarifberechnung ausschlaggeben-
den Schwankungen der Transaktionswerte Rechnung 
tragen wollen. Der Kanton Tessin hat die für diese 
Dienstleistung im Ad-valorem-System eingeführte Ge-
bührenobergrenze übrigens bei der letzten Tarifrevision 
im Jahr 2013 bestätigt. 

Um einen unverhältnismässigen Tarifanstieg zu vermei-
den, ist der Wettbewerb aber nach wie vor das probates-
te Mittel. Zwei Bundesprojekte könnten sich auf das 
Schweizer Notariat auswirken. 2013 schickte der Bun-

desrat einen Vorschlag für die Freizügigkeit der öffentli-
chen Urkunde in die Vernehmlassung: Auch ortsfremde 
Notarinnen und Notare könnten somit eine öffentliche 
Urkunde gültig errichten. Aufgrund der Vernehmlas-
sungsergebnisse hat der Bundesrat entschieden, diese 
Frage noch vertieft zu prüfen. Die Wettbewerbskommis-
sion nahm am 23. September 2013 zur Liberalisierung 
der öffentlichen Beurkundung Stellung. Sie empfahl den 
Kantonen, die Berufsqualifikationen der Notarinnen und 
Notare interkantonal anzuerkennen, und dem Bundesrat, 
die Freizügigkeit der öffentlichen Urkunde im Immobili-
enbereich zu normieren. Die Preisüberwachung unter-
stützt beide Vorhaben. Sie ist überzeugt, dass dies ei-
nen Wettbewerb zwischen den Notarinnen und Notaren 
der verschiedenen Kantone schaffen würde, was auch 
Auswirkungen auf die Tarife hätte. Bis dahin empfiehlt 
der Preisüberwacher die Einführung eines Maximal- 
anstelle des verbindlichen Tarifs, damit zumindest inner-
halb des Kantons zwischen den Notarinnen und Notaren 
eine gewisse Konkurrenz entsteht. 
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III. STATISTIK 

In der Statistik wird unterschieden zwischen Hauptdos-
siers, Untersuchungen gemäss Art. 6 ff. PüG, behördlich 
festgesetzten, genehmigten oder überwachten Preisen 
(Art. 14 und 15 PüG), Marktbeobachtungen gemäss Art. 
4 Abs. 1 und Publikumsmeldungen im Sinne von Art. 7 
PüG. In der Aufzählung sind auch Untersuchungen ent-
halten, die bereits in einem früheren Jahr eingeleitet und 
im Berichtsjahr fortgeführt bzw. abgeschlossen wurden. 

1. Hauptdossiers 

Tabelle 1 enthält die über den Einzelfall hinausgehenden 
Hauptuntersuchungen. Diese Untersuchungen sind auf-
grund eigener Beobachtungen der Preisüberwachung 
oder aufgrund eines Anstosses aus dem Publikum einge-
leitet worden. 

 

 

 

Tabelle 1: Hauptdossiers 

Fälle Einver- 
nehmliche 
Regelung 

Empfeh- 
lungen 

Laufende 
Unter- 
suchung 

    

Ärzte und Zahnärzte   X X 
    

Spitäler 1)  X X 
    
Alters- und Pflegeheime 2) X X X 
    

Medikamente 3)  X X 
    

Telekommunikation 4)  X X 
    

SRG und Billag   X  
    

Brief- und Paketpost 5) X X X 
    

Öffentlicher Verkehr 6)  X X X 
    
Wasser und Abwasser X X X 
    
Abfall X X X 
    

Notariatstarife 7)  X  
    

Gebühren und Abgaben   X X 
    
    

  1) Vgl. Kapitel II. Ziff. 7 
  2) Vgl. Kapitel II. Ziff. 8 
  3) Vgl. Kapitel II. Ziff. 9 
  4) Vgl. Kapitel II. Ziff. 6 
  5) Vgl. Kapitel II. Ziff. 1 
  6) Vgl. Kapitel II. Ziff. 3 
  7) Vgl. Kapitel II. Ziff. 12 
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2. Untersuchungen gemäss Art. 6 ff. PüG 

Tabelle 2 enthält die Untersuchungen und Abklärungen 
gemäss Art. 6 ff. In diesen Fällen verfügt der Preisüber-
wacher über ein Verfügungsrecht. 

 

 

 

Tabelle 2: Untersuchungen gemäss Art. 6 ff. PüG 

Fälle Einver- 
nehmliche 
Lösung 

Kein 
Preismiss-
brauch 

Laufende 
Unter- 
suchung 

    
Gas     

Erdgas Hochdrucknetze 1) X   

Vitogaz  X  

Holdigaz   X 

    
Telekommunikation    

Swisscom TV Teleclub Live Events   X 

    
Wasser    

Wasserversorgungsgenossenschaft Kander- X   

steg    

Wasserwerk Mittelrheintal  X  

tba energie ag X   

Energie und Wasser Meilen AG  X  

Korporation Unterägeri  X  

Association Intercommunale des eaux du  X  

Mormont (AIEM)    

    

Abwasser    

Abwasserzweckverband Cossonay (AIEE)  X  

    
Abfall und Entsorgung    

SAIDEF SA X   

VADEC SA X   

Stiftung SENS   X 

KVA Zuchwil   X 

    
Öffentlicher Verkehr    

VöV/SBB 2) X   

Tarifverbund Zug   X  

    
Brief- und Paketpost     

Schweizerische Post AG 3) X   

    
Zollabfertigung     

DHL Freight   X 

Dachser Spedition AG X   

TNT Swiss Post AG X   

Streck Transport AG   X 

    
Finanzinstitute    

PostFinance AG Transaktionsgebühren 4) X   

Six Payment Services AG   X 

    
Spitaltarife    

Privatarife Regionale Spitalzentren Bern   X 
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Fälle Einver- 
nehmliche 
Lösung 

Kein 
Preismiss-
brauch 

Laufende 
Unter- 
suchung 

    
Alters- und Pflegeheime    

APH Burkertsmatt und Bärenmatt 5) X   

    
Agrarmarkt    

Importpreise von Ölsaaten  X  

Futtermühlen UFA  X  

    

Getränkemarkt    

Coca Cola (Schweiz) GmbH   X 

    
Software    

Adobe Systems (Schweiz) GmbH   X 

      
 1) Vgl. Kapitel II. Ziff. 5 sowie Anhang 
 2) Vgl. Kapitel II. Ziff. 3 sowie Anhang 
 3) Vgl. Kapitel II. Ziff. 1 sowie Anhang 
 4) Vgl. Kapitel II. Ziff. 2 sowie Anhang 
 5) Vgl. Kapitel II. Ziff. 8 
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3. Behördlich festgesetzte, genehmigte oder über-
wachte Preise gemäss Art. 14 und Art. 15 PüG 

Werden Preise durch eine Behörde festgesetzt, geneh-
migt oder überwacht, verfügt der Preisüberwacher über 

ein Empfehlungsrecht. Tabelle 3 gibt Auskunft über die 
untersuchten Fälle gemäss Art. 14 und 15 PüG und über 
deren Art der Erledigung. 

 

 

Tabelle 3: Behördlich festgesetzte, genehmigte oder überwachte Preise gemäss Artikel 14 und 15 PüG 

Fälle Empfeh- 
lungen 

Kein 
Preismiss-
brauch 

Laufende 
Unter- 
suchung 

    
Wasser    

Avenches X   

Ballaigues  X  

Bargen  X  

Bassins   X 

Bavois  X  

Beatenberg  X  

Belmont-sur-Lausanne X   

Bercher X   

Bourg-en-Lavaux  X  

Bournens X   

Bouveret X   

Bovernier  X  

Bretonnières  X  

Brugg  X  

Buchillon  X  

Burtigny X   

Chevroux X   

Concise X   

Corcelles-le-Jorat  X  

Cuarnens  X  

Cudrefin  X  

Dizy  X  

Echallens  X  

Echichens X   

Ennetmoos X   

Erlen   X 

Essertines-sur-Yverdon  X  

Giez  X  

Givrins  X  

Grandcourt   X 

Hittnau  X  

Hombrechtikon X   

Horw  X  

Jorath-Menthue  X  

Jorath-Mézières   X 

Kesswil X   

L‘Abergement X   

Lavigny  X  

Lugano  X  

Martigny-Combe X   

Montpreveyres  X  

Morges X   

Murten   X 
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Fälle Empfeh- 
lungen 

Kein 
Preismiss-
brauch 

Laufende 
Unter- 
suchung 

    
Nendaz X   

Orbe X   

Ormont-Dessus  X  

Penthalaz X   

Roche  X  

Ropraz  X  

Rossinière  X  

Sierre  X  

Suchy X   

Sulgen X   

Valeyres-Montagny  X  

Vich  X  

Villars-Burquin  X  

Villars-Sainte-Croix  X  

Villeneuve X   

Vulliens  X  

Vullierens  X  

Wettingen  X  

Yens  X  

Yvorne  X  

    
Abwasser    

Arth X   

Bargen X   

Bavois  X  

Beatenberg  X  

Belmont-sur-Lausanne X   

Bischofszell  X  

Bournens X   

Bovernier  X  

Brienz  X  

Bussnang X   

Chur X   

Concise X   

Degersheim  X  

Eclépens X   

Einsiedeln   x 

Fully  X  

Gersau X   

Horw X   

Ingenbohl  X  

Kesswil X   

Küsnacht X   

La-Tour-de-Peilz X   

Lachen   X 

Lausanne  X  

Lauterbrunnen  X  

Ligerz X   

Martigny-Combe X   

Nendaz  X  

Oberkirch  X  

Pfäffikon X   

Rossinière X   
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Fälle Empfeh- 
lungen 

Kein 
Preismiss-
brauch 

Laufende 
Unter- 
suchung 

    
Sattel X   

Servion X   

Stetten X   

Sulgen X   

Toffen  X  

Veytaux  X  

Wohlen bei Bern  X  

    
Abfall    

Beatenberg X   

Büttenhardt X   

Gambarogno X   

Jorat-Menthue  X  

Lausanne X   

Nendaz X   

Ropraz  X  

Sins   X 

Sion X   

Tessin (Kanton) X   

Yvonand   X 

    
Fernwärme    

Bern X   

Horgen X   

    
Elektrizität    

Bussigny  X  

    
Telekommunikation    

Grundversorgung X   

    
Kaminfeger    

Kanton Aargau X   

    
Feuerungskontrolle    

Biel X   

Gossau X   

    
Bahnverkehr    

Fernverkehrskonzession (Deckungsbeitrag) X   

Verkehrsverbund Kanton Zürich  X  

    
Flugverkehr    

Flughafen Zürich  X  

Regionalflughäfen  X  

    
Taxi    

Stadt Luzern X   

    
Motorfahrzeugkontrolle    

Kantone BL, GE, GR, SG, TI, VS X   

    
Parkgebühren    

Evolène X   

Höri X   
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Fälle Empfeh- 
lungen 

Kein 
Preismiss-
brauch 

Laufende 
Unter- 
suchung 

    
Rorbas X   

Tägerwilen X   

    
Nutzung Öffentlicher Grund    

Winterthur X   

    
Bootsplätze    

Saint-Saphorin  X  

    
Baubewilligungsgebühren    

Cossonay  X  

Hausen am Abis   X 

Hittnau   X 

Kölliken X   

Tägerwilen  X  

    

Urheberrechte    

GT 3a X   

Tarif A Radio X   

    
Familienergänzende Kinderbetreuung    

Stadt Zürich  X  

    

Ärzte    

TARMED, Verlängerung Tarifstruktur bis Ende 2017 X   

    

Spitäler und Spezialiniken    

Baserates 2012-17 Kantonsspital Aarau X   

Baserates 2012-17 Kantonsspital Baden X   

Baserates 2016-18 Gesundheitszentrum Fricktal X   

Baserates 2016-18 Kreisspital für das Freiamt Muri X   

Baserates 2016-18 Spital Zofingen AG X   

Baserate 2016 Spitalverbund AR (SVAR) X   

Baserates 2012-18 Bethesda Spital X   

Baserates 2012-18 Merian Iselin Stiftung X   

Baserates 2012-18 Unikinderspital beider Basel X   

Baserates 2012-18 St. Claraspital X   

Baserate 2016 Spitäler fmi AG X   

Baserate 2016 Hôpital du Jura Bernois X   

Baserate 2016 Regionalspital Emmental AG X   

Baserate 2016 Spitalregion Oberaargau SRO X   

Baserate 2016 Spital Aarberg X   

Baserate 2016 Spital Münsingen X   

Baserate 2016 Spital Riggisberg X   

Baserate 2016 Spital Tiefenau X   

Baserate 2016 Spital STS AG X   

Baserate 2016 Spitalzentrum Biel AG X   

Baserate 2016 Hôpitaux Universitaires de Genève X   

Baserates 2014-16 Kantonsspital Glarus X   

Baserates 2014-16 Kantonsspital Graubünden X   

Baserates 2014-16 Spital Davos X   

Baserates 2014-16 Spital Oberengadin X   

Baserates 2014-16 Regionalspital Surselva AG X   
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Fälle Empfeh- 
lungen 

Kein 
Preismiss-
brauch 

Laufende 
Unter- 
suchung 

    
Baserates 2014-16 Regionalspital Thusis X   

Baserates 2014-16 Spital Unterengadin X   

Baserates 2014-16 Kreisspital Surses X   

Baserates 2014-16 Ospedale San Sisto X   

Baserates 2014-16 Ospedale Val Müstair X   

Baserates 2014-16 Ospedale Bregaglia X   

Baserates 2014-16 Klinik Gut St. Moritz und Chur X   

Baserates 2014-16 Hochgebirgsklinik Davos X   

Baserate 2016 Hôpital du Jura X   

Baserates 2012-17 Klink St. Anna AG X   

Baserates 2012-16 Paraplegiker Zentrum Nottwil X   

Baserate 2016 Hôpital Neuchâtelois X   

Tagespauschale 15 Psychiatrie Seeklinik Brunnen X   

TARMED-Taxpunktwert 2014 Schwyzer Spitäler X   

Baserates 2016-17 Solothurner Spitäler AG X   

Baserates 2012-17 Fondazione Cardiocentro Ticino X   

Baserate 2016 Ente Ospedaliero Cantonale X   

Baserates 2012-15 Klinik im Park, Zürich X   

Baserates 2012-16 Klinik Hirslanden, Zürich X   

Baserate 2016 Universitäts-Kinderspital Zürich X   

Baserates 2012-16 Stadtspital Triemli Zürich X   

Baserates 2016-18 Spital Affoltern X   

Baserates 2016-18 Spital Bülach X   

Baserates 2016-18 GZO Spital Wetzikon X   

Baserates 2016-18 Spital Limmattal X   

Baserates 2016-18 Spital Männedorf X   

Baserates 2016-18 Paracelsus Spital Richterswil X   

Baserates 2016-18 Spital Uster X   

Baserates 2016-18 See Spital X   

Baserates 2016-18 Spital Zollikerberg X   

Baserates 2016-18 Stadtspital Waid Zürich X   

Baserates 2016-18 Kantonsspital Winterthur X   

Baserate 2016 Klinik Lengg AG X   

    

Akutsomatische Spitäler    

SwissDRG-Tarifstruktur 6.0 Schweiz X   

    

Medikamente    

Auslandpreisvergleich Arzneimittel X   

Festbetragssystem X   

Neue Preisregulierung X   

    

Mittel- und Gegenständeliste (MiGeL)    

Gesamtrevision X   
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4. Marktbeobachtungen 

Gemäss Art. 4 Abs. 1 PüG hat der Preisüberwacher die 
Preisentwicklung zu beoachten. Gemäss Art. 4 Abs. 3 
PüG hat er die Öffentlichkeit über seine Tätigkeit zu ori-
entieren. Markt- oder Preisbeobachtungen werden des-
halb in aller Regel mit der Veröffentlichung eines Analy-
seberichts abgeschlossen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Tabelle 4: Markbeobachtungen 

Fälle 
 

Analyse-  
bericht 

Empfehlung Laufende 
Unter- 
suchung 

    
Gesundheitswesen    

Auslandpreisvergleich bei Generika und patent- X X  
abgelaufenen Originalpräparaten 1)    

Auslandpreisvergleich Atemtherapiegeräte 2) X X  

Internationaler Qualitätsvergeich der Spitäler 3) X X  

Restfinanzierung bei Pflegeheimen 4)   X 

    
Verkehr    

Kostenentwicklung Strasse/Schiene 5) X   
    
Gebühren und Abgaben    

Geometergebühren  X X  

    
Banken    

Gebühren für Kontoauflösungen und Wert- X X  

schriftentransfers    

    
Agrarmarkt    

Teuerungswirkung von Zöllen in der Landwirt-    

schaft 6) X X  

    
Software    

Cloud Computing   X 

    
Fernsehen    

Sportübertragungsrechte im Free TV   X 

    
Hotelbuchungplattformen    

booking.com   X 
    

1) Vgl. Kapitel II. Ziff. 9 
 2) Vgl. Kapitel II. Ziff. 10 
 3) Vgl. Kapitel II. Ziff. 7 

4) Vgl. Kapitel II. Ziff. 8 
5) Vgl. Kapitel II. Ziff. 4 
6) Vgl. Kapitel II. Ziff. 11 
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5. Publikumsmeldungen 

Die Bedeutung der Publikumsmeldungen besteht in ers-
ter Linie in ihrer Signal- und Kontrollfunktion: Signalfunk-
tion insofern, als sie der Preisüberwachung - einem Fie-
bermesser gleich - Probleme auf der Nachfrageseite 
anzeigen. Eine Kontrollfunktion haben Meldungen aus 
dem Publikum insofern, als sie zum Beispiel Hinweise 
über die Beachtung von einvernehmlichen Regelungen 
liefern oder die Preisüberwachung auf nicht gemeldete 

behördliche Preise aufmerksam machen. Publikumsmel-
dungen stellen überdies eine wichtige Informationsquelle 
für den Preisüberwacher dar. Meldungen, deren Inhalt 
Wettbewerbsbeschränkungen und Preismissbräuche 
vermuten lassen, können aber auch über den Einzelfall 
hinausgehende grundsätzliche Marktabklärungen auslö-
sen. 

 

 

 

 

 

 

Tabelle 5: Publikumsmeldungen gemäss Art. 7 PüG 

Meldungen absolut in % 

   
Im Berichtsjahr 2016 eingegangene Meldungen 1552 100 % 

   

Ausgewählte Branchen aus dem Berichtsjahr:   

   

Gesundheitwesen 230 14.8 % 

Davon Medikamente   68  

   

Verkehr 199 12.8 % 

   

Telekommunikation  170 11.0 % 

   

Brief- und Paketpost 158 10.2 % 

   

Finanzbranche 118    7.6 % 
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IV. GESETZGEBUNG UND PARLAMENTARISCHE 
VORSTÖSSE 

Im Rahmen des Ämterkonsultations- und Mitberichts-
verfahrens hat die Preisüberwachung zu den nachfol-
genden Gesetzgebungsvorlagen sowie parlamen-
tarischen Vorstössen und anderen Bundesratsgeschäf-
ten Stellung genommen. 

 

1. Gesetzgebung 

1.1  Verfassung 

1.2  Gesetze 

SR 784.10 Fernmeldegesetz. 

1.3  Verordnungen 

SR 141.01 Verordnung über das Schweizer Bürgerrecht; 

SR 232.148 Gebührenverordnung IGE; 

SR 510.620.2 Verordnung des VBS über die Gebühren 
des Bundesamtes für Landestopografie;  

SR 734.27 Verordnung über elektrische Niederspan-
nungsinstallationen; 

Verordnungen Energiestrategie 2050; 

SR 784.101.1 Verordnung über Fernmeldedienste; 

SR 784.104.253 Verordnung des UVEK über die Inter-
net-Domain .„swiss“;  

SR 832.102 Verordnung über die Krankenversicherung; 

SR 832.112.31 Krankenpflege-Leistungsverordnung; 

SR 943.033 Verordnung über die Erstellung elektroni-
scher Urkunden und Beglaubigungen;  

SR 946.513.8 Verordnung über das Inverkehrbringen 
von Produkten nach ausländischen Vorschriften. 

 

2. Parlamentarische Vorstösse 

2.1  Motionen 

15.4153 Motion Ettlin. Ungerechtfertigte Kostenüberwäl-
zung auf den Kunden im Zollwesen – Zollrevision; 

15.4236 Motion Reinmann Lukas. Staatlicher Monopol-
missbrauch. Keine weitere Erhöhung der SBB-
Bahnpreise; 

16.3069 Motion Clottu. Jährliche Beurteilung der Wirt-
schaftlichkeit der Medizinprodukte, deren Kosten von der 
obligatorischen Krankenversicherung übernommen wer-
den; 

16.3166 Motion Heim. Mittel- und Gegenständeliste. 
Preise sollen kostengünstiger werden; 

16.3169 Motion Heim. Vergütungspflicht der Kranken-
kassen für im Ausland eingekaufte medizinische Mittel- 
und Gegenstände; 

16.3452 Motion Schneider-Schneiter. Roaminggebühren. 
Jetzt ist genug; 

16.3487 Motion Kuprecht. Innovationshemmende und 
rechtsstaatlich fragwürdige Tarife verändern. Einführung 
der Vertragsfreiheit bei den Labortarifen; 

16.3499 Motion Schneider-Schneiter. Task-Force digita-
ler Freihandel. Stopp dem Geoblocking; 

16.3670 Motion Vitali. Bürokratieabbau. Eichfristen von 
Messmitteln anpassen; 

16.3902 Motion Bischof. Verbot von Knebelverträgen der 
Online-Buchungsplattformen gegen die Hotellerie. 

2.2  Postulate 

15.4159 Postulat Fournier. Weshalb ist die Schweiz eine 
Hochpreisinsel? Und was kann dagegen unternommen 
werden? 

16.3591 Postulat Birrer-Heimo. Rechtsvergleich. Stärke-
rer Schutz gegen missbräuchliche Geschäftsbedingun-
gen. 

2.3  Interpellationen 

15.4224 Interpellation Humbel. Ein schweizerisches Ab-
klärungsinstrument für den Pflegebedarf statt intranspa-
rente Kalibrierung; 

16.3337 Interpellation Candinas. Dymanische Festlegung 
der Mindestbandbreite gemäss Fernmeldedienstverord-
nung; 

16.3411 Interpellation Walliser. Marktbehinderung durch 
ungleiche Behandlung von Fahrzeugen im Rahmen der 
CO2-Emissionsvorschriften; 

16.3427 Interpellation Kuprecht. Spitalfinanzierung. Be-
triebsvergleiche zwischen Spitälern. Unhaltbarer Verzug 
des Bundesrates beim Vollzug von Artikel 49 Absatz 8 
KVG; 

16.3758 Interpellation Lohr. Instrumente zur Erfassung 
des Pflegebedarfs in den Pflegeheimen. 

 

3.  Andere Bundesratsgeschäfte 

Postgesetzevaluation 2016; 

Strategische Ziele für die Schweizerische Post AG; 

Bericht des Bundesrats über die Reglementierung von 
Vorläuferstoffen für Explosivstoffe in der Schweiz; 

Bericht des Bundesrats über die zentralen Rahmenbe-
dingungen für die digitale Wirtschaft; 

Bericht des Bunderats in Erfüllung des Postulats 14.4002 
der KVF-N vom 3. November 2014 für eine elektronische 
Erhebung der Nationalstrassenabgabe. 
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 4. Anhänge / annexes / allegati 

 

Einvernehmliche Regelung mit der Schweizerischen Post AG 1269 

Einvernehmliche Regelung mit der PostFinance AG 1274 

Zweite Zusatzvereinbarung zur einvernehmlichen Regelung vom 04.08.2014  

mit dem VöV und StAD 1278 

Zusatzvereinbarung zur einvernehmlichen Regelung vom Oktober 2014  

mit HD-Gasnetzbetreibern 1285 

Empfehlungen gemäss PüG Art. 14 und 15 ab 01.01.2016 (Stand 31.12.2016) 1290 
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